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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 29. März 1996

über die Unterzeichnung und die vorläufige Anwendung des Internationalen Tropenholz­
Ubereinkommens von 1994 im Namen der Gemeinschaft

( 96/493/EG )'

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft,

auf Vorschlag der Kommission ,

in Erwägung nachehender Gründe :

Das Internationale Tropenholz-Übereinkommen von 1994, das entsprechend der Resolu­
tion 93 ( IV), dem Dokument „Neue Partnerschaft für Entwicklung : Die Verpflichtung von
Cartagena " sowie den auf der VIII . Tagung der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel
und Entwicklung in dem Schlußdokument „ Der Geist von Cartagena " verabschiedeten einschlä­
gigen Zielen ausgehandelt wurde , liegt vom 1 . April 1994 bis zum Ablauf einer Frist von einem
Monat nach seinem Inkrafttreten zur Unterzeichnung auf.

Das Übereinkommen ist noch nicht in Kraft getreten .

Das Internationale Tropenholz-Übereinkommen von 1983 wurde gemäß dessen Artikel 42
Absatz 3 bis zum vorläufigen oder endgültigen Inkrafttreten des neuen Übereinkommens
verlängert .

Die Ziele des neuen Übereinkommens fügen sich in den Rahmen der gemeinsamen Handelspoli­
tik ein .

Die Mitgliedstaaten tragen zu den in diesem Übereinkommen vorgesehenen Maßnahmen
finanziell bei .

Alle Mitgliedstaaten haben ihre Absicht bekundet, das Übereinkommen zu unterzeichnen und zu
seiner vorläufigen Anwendung beizutragen; folglich sollte die Gemeinschaft das beim General­
sekretär der Organisation der Vereinten Nationen hinterlegte Übereinkommen unterzeichnen
und möglichst bald ihre Absicht notifizieren , es vorläufig anzuwenden —
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BESCHLIESST:

Artikel 1

( 1 ) Die Gemeinschaft nimmt die Unterzeichnung des beim Generalsekretär der Organisation
der Vereinten Nationen hinterlegten Internationalen Tropenholz-Übereinkommens von 1994
vor .

Der Wortlaut des Übereinkommens ist diesem Beschluß beigefügt .

( 2 ) Die Gemeinschaft notifiziert dem Generalsekretär der Organisation der Vereinten Natio­
nen ihre Absicht, das in Absatz 1 genannte Übereinkommen im Einklang mit dessen Artikel 40
und Artikel 41 Absatz 2 vorläufig anzuwenden .

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Personen zu benennen, die befugt sind , das in
Artikel 1 genannte Übereinkommen im Namen der Gemeinschaft zu unterzeichnen und die
Notifikation der vorläufigen Anwendung durch die Gemeinschaft zusammen mit der diesem
Beschluß beigefügten Erklärung zu hinterlegen .

Geschehen zu Brüssel am 29 . März 1996 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

T. TREU
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ANLAGE

Erklärung der Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten legen den Wortlaut des Internationalen Tropenholz­
Übereinkommens von 1994 folgendermaßen aus :

a ) Sofern der Geltungsbereich des Übereinkommens von 1994 nicht gemäß dessen Artikel 35 geändert
wird , bezieht sich das Übereinkommen nur auf Tropenhölzer und Tropenwälder .

b ) Alle finanziellen Beiträge werden , abgesehen von den Beiträgen zum Verwaltungshaushalt gemäß
Artikel 19 des Übereinkommens , ausschließlich auf freiwilliger Grundlage geleistet .
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PRÄAMBEL

DIE VERTRAGSPARTEIEN DIESES ÜBEREINKOMMENS —

EINGEDENK der Erklärung und des Aktionsprogramms über die Errichtung einer neuen Weltwirtschafts­
ordnung, des Integrierten Rohstoffprogramms, des Dokuments „ Neue Partnerschaft für Entwicklung: Die
Verpflichtung von Cartagena " und der in dem Dokument „ Geist von Cartagena " enthaltenen einschlägigen
Ziele ,

EINGEDENK des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens von 1983 und IN ANERKENNUNG der
Arbeit der Internationalen Tropenholzorganisation und ihrer Erfolge seit ihrer Entstehung, einschließlich
einer Strategie zur Durchsetzung des internationalen Handels mit Tropenholz aus nachhaltig bewirtschafte­
ten Beständen ,

SOWIE EINGEDENK der Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung, der nicht rechtsverbindlichen ,
maßgeblichen Darlegung von Grundsätzen eines weltweiten Konsenses über Bewirtschaftung, Erhaltung und
nachhaltige Entwicklung aller Waldarten , der einschlägigen Kapitel der von der Konferenz der Vereinten
Nationen für Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro verabschiedeten Agenda 21 sowie
des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen und des Übereinkommens über
die biologische Vielfalt ,

IN ANERKENNUNG der Bedeutung des Holzes für die Wirtschaft von Ländern mit Wirtschaftswäldern ,

SOWIE IN ANERKENNUNG der Notwendigkeit der Förderung und Anwendung vergleichbarer , angemes­
sener Richtlinien und Kriterien für die Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung aller Arten
von Wirtschaftswäldern,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Verbindungen zwischen dem Tropenholzhandel und dem internationa­
len Holzmarkt sowie der Notwendigkeit einer globalen Sichtweise zur Verbesserung der Transparenz auf
dem internationalen Holzmarkt ,

IN ANBETRACHT der von allen Mitgliedern im Mai 1990 in Bali , Indonesien , eingegangenen Verpflich­
tung, bis zum Jahr 2000 die Ausfuhr von Tropenholzerzeugnissen aus nachhaltig bewirtschafteten Beständen
durchzusetzen, sowie IN ANERKENNUNG des Grundsatzes 10 der nicht rechtsverbindlichen , maßgeblichen
Darlegung von Grundsätzen eines weltweiten Konsenses über Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige
Entwicklung aller Waldarten, der besagt , daß für die Entwicklungsländer neue und zusätzliche Finanzmittel
bereitgestellt werden sollen, die es ihnen ermöglichen, ihre Wälder nachhaltig zu bewirtschaften , zu erhalten
und zu entwickeln , unter anderem durch Aufforstung und Wiederaufforstung sowie durch Bekämpfung der
Entwaldung und der Schädigung von Wald und Boden ,

SOWIE IN ANBETRACHT der Erklärung über die Verpflichtung, die nachhaltige Bewirtschaftung ihrer
Wälder aufrechtzuerhalten oder bis zum Jahr 2000 durchzusetzen , welche die Verbrauchermitglieder , die
Vertragsparteien des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens von 1983 sind , auf der vierten Tagung
der Konferenz der Vereinten Nationen über die Aushandlung eines Folgeübereinkommens des Internationa­
len Tropenholz-Übereinkommens von 1983 am 21 . Januar 1994 in Genf abgegeben haben,

IN DEM BESTREBEN, den Rahmen internationaler Zusammenarbeit und der Entwicklung von Strategien
zwischen den Mitgliedern zur Lösung der Probleme zu stärken, vor die sich die Tropenholzwirtschaft gestellt
sieht —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN :

KAPITEL I

ZIELSETZUNG

Artikel 1

Zielsetzung

In Anerkennung der Verfügungsgewalt der Mitglieder
über ihre Naturschätze nach Grundsatz 1 Buchstabe a )
der nicht rechtsverbindlichen, maßgeblichen Darlegung
von Grundsätzen eines weltweiten Konsenses über
Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung
aller Waldarten hat das Internationale Tropenholz-Über­
einkommen von 1994 ( im folgenden als „ dieses Überein­
kommen " bezeichnet ) folgende Ziele :

a ) einen geeigneten Rahmen für die Konsultation, inter­
nationale Zusammenarbeit und Strategieentwicklung
unter allen Mitgliedern hinsichtlich aller einschlägigen
Aspekte der internationalen Holzwirtschaft zu schaf­
fen ;

b ) ein Konsultationsforum zur Förderung nichtdiskrimi­
nierender Praktiken im Bereich des Holzhandels zu
schaffen;

c ) zum Prozeß der nachhaltigen Entwicklung beizutra­
gen ;
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d ) das Potential der Mitglieder zu verbessern , eine Stra­
tegie zur Durchsetzung der Ausfuhr von Tropenholz
und Tropenholzerzeugnissen aus nachhaltig bewirt­
schafteten Beständen bis zum Jahr 2000 umzusetzen ;

e ) die Ausweitung und Diversifizierung des internationa­
len Handels mit Tropenholz aus nachhaltig bewirt­
schafteten Beständen durch die Verbesserung der
strukturellen Gegebenheiten der internationalen
Märkte zu fördern , wobei zum einen die langfristige
Zunahme des Verbrauchs und die Kontinuität der
Versorgung und zum anderen Preise , welche die
Kosten einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung wi­
derspiegeln und für die Mitglieder lohnend und ange­
messen sind , sowie eine Verbesserung des Marktzu­
gangs berücksichtigt werden;

f) die Forschung und Entwicklung im Hinblick auf die
Verbesserung der Waldbewirtschaftung und der Wirt­
schaftlichkeit der Holznutzung zu fördern und zu
unterstützen sowie das Potential zur Erhaltung und
Förderung anderer Waldwerte in tropischen Wirt­
schaftswäldern zu verbessern ;

g ) Mechanismen zu entwickeln und dazu beizutragen,
durch die neue und zusätzliche Finanzmittel sowie
Fachkenntnisse bereitgestellt werden , die notwendig
sind, um das Potential der Erzeugermitglieder zur
Erreichung der Ziele dieses Übereinkommens zu ver­
bessern;

h ) die Marktinformation zu verbessern , um eine größere
Transparenz des internationalen Tropenholzmarkts
sicherzustellen , unter anderem durch Sammlung,
Zusammenstellung und Verbreitung einschlägiger
Handelsdaten , einschließlich Daten über gehandelte
Holzarten ;

i ) die verstärkte Weiterverarbeitung von Tropenholz aus
nachhaltig bewirtschafteten Beständen in den Erzeu­
germitgliedsländern zu fördern , um ihre Industrialisie­
rung voranzutreiben und dadurch ihre Beschäfti­
gungsmöglichkeiten und Ausfuhreinnahmen zu stei­
gern ;

j ) die Mitglieder zur Unterstützung und Entwicklung
von Tätigkeiten im Bereich Wiederaufforstung mit
Tropenholz für industrielle Zwecke und Waldbewirt­
schaftung sowie Rekultivierung geschädigter Waldbö­
den unter angemessener Berücksichtigung der Interes­
sen der auf die Waldbestände angewiesenen örtlichen
Bevölkerung zu ermutigen;

k ) die Vermarktung und den Vertrieb der Ausfuhren von
Tropenholz aus nachhaltig bewirtschafteten Bestän­
den zu verbessern;

1 ) die Mitglieder zur Entwicklung nationaler Strategien
zu ermutigen , die zum Ziel haben, die nachhaltige
Nutzung und die Erhaltung von Wirtschaftswäldern
und ihren genetischen Beständen sicherzustellen und
das ökologische Gleichgewicht in den betroffenen
Regionen im Rahmen des Tropenholzhandels zu wah­
ren ;

m ) den Zugang zu Technologien und den Technologie­
transfer sowie die technische Zusammenarbeit zur
Umsetzung der Ziele dieses Übereinkommens, unter
anderem zu in gegenseitigem Einvernehmen vereinbar­
ten Konzessions - und Vorzugsbedingungen, zu för­
dern und

n ) die Weitergabe von Informationen über den interna­
tionalen Holzmarkt zu fördern .

KAPITEL II

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Übereinkommens

1 . bedeutet „ Tropenholz " nicht zu den Nadelhölzern
gehörende tropische Holzarten für industrielle
Zwecke, die in den Ländern zwischen dem Wende­
kreis des Krebses und dem Wendekreis des Stein­
bocks wachsen oder erzeugt werden . Dieser Begriff
erfaßt Stammholz , Schnittholz, Furniere und Sperr­
holz . Sperrholz , das teilweise aus Nadelholz tropi­
schen Ursprungs besteht, fällt ebenfalls unter diese
Bezeichnung;

2 . bedeutet „ Weiterverarbeitung" die Be- und Verarbei­
tung von Stammholz zu Holzroherzeugnissen , Halb­
fertig- und Fertigerzeugnissen , die ganz oder über­
wiegend aus Tropenholz bestehen ;

3 . bedeutet „ Mitglied " eine Regierung oder eine in
Artikel 5 vorgesehene zwischenstaatliche Organisa­
tion , die zugestimmt hat, durch dieses Übereinkom­
men — sei es nun vorläufig oder endgültig in Kraft
— gebunden zu sein ;

4 . bedeutet „ Erzeugermitglied " ein in Anlage A aufge­
führtes Land mit Tropenholzvorkommen und/oder
nach der Menge gewichteten Tropenholz-Nettoaus­
fuhren , das Vertragspartei dieses Übereinkommens
wird , oder jedes in Anlage A nicht aufgeführte Land
mit Tropenholzvorkommen und/oder nach der
Menge gewichteten Tropenholz-Nettoausfuhren , das
Vertragspartei dieses Übereinkommens wird und
vom Rat mit seinem Einverständnis zum Erzeuger­
mitglied erklärt wird ;

5 . bedeutet „ Verbrauchermitglied " ein in Anlage B
aufgeführtes Land, das Vertragspartei dieses Über­
einkommens wird , oder jedes in Anlage B nicht
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aufgeführte Land, das Vertragspartei dieses Überein­
kommens wird und vom Rat mit seinem Einver­
ständnis zum Verbrauchermitglied erklärt wird ;

6 . bedeutet „ Organisation " die nach Artikel 3 errich­
tete Internationale Tropenholzorganisation ;

7. bedeutet „ Rat" den nach Artikel 6 errichteten Inter­
nationalen Tropenholzrat;

8 . bedeutet „ besondere Abstimmung " eine Abstim­
mung, die mindestens zwei Drittel der von den
anwesenden und abstimmenden Erzeugermitgliedern
abgegebenen und mindestens 60 v . H. der von den
anwesenden und abstimmenden Verbrauchermitglie­
dern abgegebenen und getrennt gezählten Stimmen
erfordert, unter der Voraussetzung, daß diese Stim­
men von mindestens der Hälfte der anwesenden und
abstimmenden Erzeugermitglieder und mindestens
der Hälfte der anwesenden und abstimmenden Ver­
brauchermitglieder abgegeben werden;

9 . bedeutet „ Abstimmung mit einfacher beiderseitiger
Mehrheit " eine Abstimmung, die mehr als die Hälfte
der von den anwesenden und abstimmenden Erzeu­
germitgliedern abgegebenen und mehr als die Hälfte
der von den anwesenden und abstimmenden Ver­
brauchermitgliedern abgegebenen und getrennt ge­
zählten Stimmen erfordert;

10 . bedeutet „ Rechnungsjahr " den Zeitabschnitt vom
1 . Januar bis 31 . Dezember;

11 . bedeutet „ frei verwendbare Währungen " die Deut­
sche Mark, den französischen Franc , den japani­
schen Yen , das Pfund Sterling, den Dollar der Verei­
nigten Staaten und jede andere Währung, die nach
periodischer Feststellung einer zuständigen interna­
tionalen Währungsorganisation bei Zahlungen für
internationale Geschäfte verbreitet Verwendung fin­
det und auf den wichtigsten Devisenmärkten stark
gehandelt wird .

KAPITEL III

ORGANISATION UND VERWALTUNG

Artikel 3 a ) Erzeugermitglieder und

Sitz und Aufbau der b > Verbrauchermitglieder.
Internationalen Tropenholzorganisation

( 1 ) Die durch das Internationale Tropenholz-Überein­
kommen von 1983 errichtete Internationale Tropenholz­
organisation besteht zum Zweck der Durchführung dieses
Übereinkommens und der Überwachung seiner Anwen­
dung fort .

( 2 ) Die Organisation übt ihre Tätigkeit durch den
nach Artikel 6 errichteten Rat, die in Artikel 26 bezeich­
neten Ausschüsse und sonstigen nachgeordneten Organe
sowie den Exekutivdirektor und das Personal aus .

( 3 ) Der Sitz der Organisation befindet sich in Yoko­
hama, sofern nicht der Rat durch besondere Abstimmung
etwas anderes beschließt .

( 4 ) Der Sitz der Organisation befindet sich stets im
Hoheitsgebiet eines Mitglieds .

Artikel 5

Mitgliedschaft zwischenstaatlicher Organisationen

( 1 ) Jede Bezugnahme in diesem Übereinkommen auf
„ Regierungen " gilt gleichzeitig als Bezugnahme auf die
Europäische Gemeinschaft und jede andere zwischen­
staatliche Organisation , die in bezug auf das Aushandeln ,
den Abschluß und die Anwendung internationaler Über­
einkünfte, insbesondere von Rohstoff-Übereinkommen,
Verantwortung hat . Entsprechend gilt jede Bezugnahme
in diesem Übereinkommen auf die Unterzeichnung, Rati­
fikation , Annahme oder Genehmigung oder auf die Noti­
fikation der vorläufigen Anwendung oder auf den Beitritt
hinsichtlich einer solchen zwischenstaatlichen Organisa­
tion gleichzeitig als Bezugnahme auf die Unterzeichnung,
Ratifikation , Annahme oder Genehmigung oder die Noti­
fikation der vorläufigen Anwendung oder auf den Beitritt
durch die zwischenstaatliche Organisation .

Artikel 4

Mitgliedschaft in der Organisation

Es gibt zwei Kategorien von Mitgliedern der Organisa­
tion , nämlich

( 2 ) Bei einer Abstimmung über Angelegenheiten, die in
ihren Zuständigkeitsbereich fallen, geben diese zwischen­
staatlichen Organisationen die Anzahl von Stimmen ab,
die der Gesamtzahl der ihren Mitgliedstaaten nach Arti­
kel 10 zuerkannten Stimmen gleich ist . In solchen Fällen
dürfen die Mitgliedstaaten der zwischenstaatlichen Orga­
nisationen ihr Einzelstimmrecht nicht ausüben .



Nr . L 208/10 [ DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 17 . 8 . 96

KAPITEL IV

INTERNATIONALER TROPENHOLZRAT

( 3 ) Bei vorübergehender Abwesenheit des Vorsitzenden
tritt der stellvertretende Vorsitzende an seine Stelle . Bei
vorübergehender Abwesenheit des Vorsitzenden und des
stellvertretenden Vorsitzenden oder bei Abwesenheit eines
oder beider für die restliche , Amtszeit kann der Rat aus
der Mitte der Vertreter der Erzeugermitglieder und/oder
aus der Mitte der Vertreter der Verbrauchermitglieder je
nach den Umständen für eine begrenzte Zeit oder für den
Rest der Amtszeit des oder der Vorgänger neue Vor­
standsmitglieder wählen .

Artikel 6

Zusammensetzung des Internationalen Tropenholzrats

( 1 ) Der Internationale Tropenholzrat, der sich aus
allen Mitgliedern der Organisation zusammensetzt , ist die
höchste Instanz der Organisation .

( 2 ) Jedes Mitglied ist im Rat durch einen Vertreter
vertreten und kann Stellvertreter und Berater zur Teil­
nahme an den Tagungen des Rates ernennen .

( 3 ) Ein Stellvertreter ist ermächtigt , für den Vertreter
während dessen Abwesenheit oder unter besonderen
Umständen zu handeln und abzustimmen .

Artikel 9

Tagungen des Rates

( 1 ) Der Rat hält grundsätzlich mindestens eine ordent­
liche Tagung im Jahr ab .

( 2 ) Der Rat tritt zu außerordentlichen Tagungen
zusammen, wenn er dies beschließt oder wenn es

a ) vom Exekutivdirektor mit Zustimmung des Vorsitzen­
den des Rates ,

b ) von der Mehrheit der Erzeugermitglieder oder der
Mehrheit der Verbrauchermitglieder oder

c ) von Mitgliedern , die mindestens 500 Stimmen inneha­
ben,

beantragt wird .

( 3 ) Die Tagungen des Rates finden am Sitz der Organi­
sation statt , sofern nicht der Rat durch besondere
Abstimmung etwas anderes beschließt . Tagt der Rat auf
Einladung eines Mitglieds an einem anderen Ort als dem
Sitz der Organisation, so trägt dieses Mitglied die zusätz­
lichen Kosten der Abhaltung der Tagung außerhalb des
Sitzes .

( 4 ) Die Ankündigung einer Tagung und deren Tages­
ordnung werden den Mitgliedern vom Exekutivdirektor
spätestens sechs Wochen im voraus übermittelt , außer in
dringenden Fällen, in denen die Ankündigung spätestens
sieben Tage im voraus übermittelt werden muß .

Artikel 7

Befugnisse und Aufgaben des Rates

( 1 ) Der Rat übt alle Befugnisse aus und übernimmt
oder veranlaßt die Wahrnehmung aller Aufgaben , die zur
Durchführung dieses Übereinkommens erforderlich sind .

( 2 ) Der Rat nimmt durch besondere Abstimmung die
zur Durchführung dieses Übereinkommens notwendigen
und damit in Einklang stehenden Vorschriften und Rege­
lungen einschließlich seiner Geschäftsordnung sowie der
Finanz- und Personalvorschriften der Organisation an .
Diese Finanzvorschriften bestimmen unter anderem die
Entgegennahme und Ausgabe von Mitteln im Rahmen
des Verwaltungskontos , des Sonderkontos und des Bali­
Partnerschaftsfonds . Der Rat kann in seiner Geschäfts­
ordnung ein Verfahren vorsehen, wonach er bestimmte
Fragen ohne Sitzung entscheiden kann .

( 3 ) Der Rat führt die Unterlagen, die zur Wahrneh­
mung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen
erforderlich sind .

Artikel 8

Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender
des Rates

( 1 ) Der Rat wählt für jedes Kalenderjahr einen Vorsit­
zenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden, die
nicht von der Organisation besoldet werden .

( 2 ) Der Vorsitzende wird aus der Mitte der Vertreter
der Erzeugermitglieder und der stellvertretende Vorsit­
zende aus der Mitte der Vertreter der Verbrauchermitglie­
der gewählt oder umgekehrt . Diese Ämter wechseln in
jedem Jahr zwischen beiden Mitgliederkategorien ; jedoch
hindert dies nicht, daß einer oder beide unter außerge­
wöhnlichen Umständen durch besondere Abstimmung des
Rates wiedergewählt werden .

Artikel 10

Verteilung der Stimmen

( 1 ) Die Erzeugermitglieder und die Verbrauchermitglie­
der haben insgesamt jeweils 1 000 Stimmen .

( 2 ) Die Stimmen der Erzeugermitglieder verteilen sich
wie folgt :
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berechtigt , seine Stimmen zu teilen . Es kann jedoch mit
den Stimmen, zu deren Abgabe es nach Absatz 2 ermäch­
tigt ist , anders stimmen .

( 2 ) Durch eine schriftliche Notifikation an den Vorsit­
zenden des Rates kann jedes Erzeugermitglied in eigener
Verantwortung ein anderes Erzeugermitglied und jedes
Verbrauchermitglied in eigener Verantwortung ein ande­
res Verbrauchermitglied ermächtigen, auf einer Sitzung
des Rates seine Interessen zu vertreten und seine Stimmen
abzugeben .

( 3 ) Enthält sich ein Mitglied der Stimme, so gilt diese
als nicht abgegeben .

Artikel 12

Beschlüsse und Empfehlungen des Rates

( 1 ) Der Rat bemüht sich , alle Beschlüsse im Konsens
zu fassen und alle Empfehlungen in der gleichen Weise
abzugeben . Kommt ein Konsens nicht zustande , so wer­
den , soweit dieses Übereinkommen nicht eine besondere
Abstimmung vorsieht, alle Beschlüsse des Rates mit ein­
facher beiderseitiger Mehrheit gefaßt ; Empfehlungen wer­
den in der gleichen Weise abgegeben .

( 2 ) Nimmt ein Mitglied Artikel 11 Absatz 2 in
Anspruch und werden seine Stimmen auf einer Sitzung
des Rates abgegeben , so gilt es für die Zwecke des
Absatzes 1 als anwesend und abstimmend .

a ) 400 Stimmen werden gleichmäßig auf die drei Erzeu­
gerregionen Afrika , Asien/Pazifik und Lateinamerika
verteilt . Die den einzelnen Regionen zuerkannten
Stimmen werden gleichmäßig auf die Erzeugermitglie­
der der betreffenden Region verteilt ;

b ) 300 Stimmen werden auf die Erzeugermitglieder im
Verhältnis ihrer Anteile an den gesamten Tropenholz­
vorkommen aller Erzeugermitglieder verteilt ;

c ) 300 Stimmen werden auf die Erzeugermitglieder im
Verhältnis des Durchschnittswerts ihrer Tropenholz­
Nettoausfuhren während des letzten Dreijahresab­
schnitts , für den endgültige Zahlen vorliegen, ver­
teilt .

( 3 ) Ungeachtet des Absatzes 2 werden die gesamten
den Erzeugermitgliedern der Region Afrika nach Absatz 2
zuerkannten Stimmen gleichmäßig auf alle Erzeugermit­
glieder dieser Region verteilt . Etwaige verbleibende Stim­
men werden den Erzeugermitgliedern der Region Afrika
wie folgt zuerkannt : die erste Stimme dem Erzeugermit­
glied mit der nach Absatz 2 errechneten größten Stim­
menzahl , die zweite Stimme dem Erzeugermitglied mit der
zweitgrößten Stimmenzahl usw., bis alle verbleibenden
Stimmen verteilt sind .

( 4 ) Bei der Berechnung der Stimmenanteile nach
Absatz 2 Buchstabe b ) bedeutet „ Tropenholzvorkom­
men " ertragfähige geschlossene Laubwälder entsprechend
der Begriffsbestimmung der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation ( FAO ).

( 5 ) Die Stimmen der Verbrauchermitglieder verteilen
sich wie folgt : Jedes Verbrauchermitglied erhält
10 Grundstimmen; die verbleibenden Stimmen werden
auf die Verbrauchermitglieder im Verhältnis der Durch­
schnittsmenge ihrer Tropenholz-Nettoeinfuhren während
des Dreijahresabschnitts , der vier Kalenderjahre vor der
Verteilung der Stimmen beginnt, verteilt .

( 6 ) Der Rat verteilt die Stimmen für jedes Rechnungs­
jahr zu Beginn der ersten Tagung des betreffenden Jahres
im Einklang mit diesem Artikel . Die Verteilung bleibt für
den Rest dieses Rechnungsjahrs wirksam, soweit nicht in
Absatz 7 etwas anderes bestimmt ist .

( 7 ) Sobald sich die Mitgliedschaft in der Organisation
ändert oder sobald das Stimmrecht eines Mitglieds auf­
grund einer Bestimmung dieses Übereinkommens zeitwei­
lig entzogen oder zurückgegeben wird, verteilt der Rat die
Stimmen innerhalb der betroffenen Mitgliederkategorie
oder -kategorien im Einklang mit diesem Artikel neu . Der
Rat bestimmt in diesem Fall den Zeitpunkt, zu dem die
Neuverteilung wirksam wird .

( 8 ) Teilstimmen sind nicht zulässig .

Artikel 13

Beschlußfähigkeit des Rates

( 1 ) Der Rat ist auf einer Sitzung beschlußfähig, wenn
die Mehrheit der Mitglieder jeder in Artikel 4 bezeichne­
ten Kategorie anwesend ist ; jedoch müssen diese Mitglie­
der mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmen in ihrer
jeweiligen Kategorie innehaben .

( 2 ) Ist der Rat an dem für die Sitzung festgesetzten
Tag und am folgenden Tag nicht nach Absatz 1 beschluß­
fähig, so ist er an den folgenden Tagen der Tagung
beschlußfähig , wenn die Mehrheit der Mitglieder jeder in
Artikel 4 bezeichneten Kategorie anwesend ist ; jedoch
müssen diese Mitglieder die Mehrheit der Gesamtstimmen
in ihrer jeweiligen Kategorie innehaben .

( 3 ) Eine Vertretung im Sinne des Artikels 11 Absatz 2
gilt als Anwesenheit .

Artikel 14

Zusammenarbeit und Koordinierung mit anderen
Organisationen

( 1 ) Der Rat trifft geeignete Maßnahmen zur Konsulta­
tion und Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen

Artikel 1 1

Abstimmungsverfahren des Rates

( 1 ) Jedes Mitglied ist berechtigt , die Anzahl der ihm
zustehenden Stimmen abzugeben; ein Mitglied ist nicht
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und ihren Organen, einschließlich der Konferenz der
Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (UNC­
TAD ) und der Kommission für nachhaltige Entwicklung
( CSD ), zwischenstaatlichen Organisationen, einschließlich
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens ( GATT)
und des Übereinkommens über den internationalen Han­
del mit gefährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen
( CITES ), sowie nichtstaatlichen Organisationen .

( 2 ) Die Organisation nimmt soweit wie möglich die
Einrichtungen, Dienste und Fachkenntnisse bestehender
zwischenstaatlicher , staatlicher und nichtstaatlicher Orga­
nisationen in Anspruch, um bei der Erreichung der Ziele
dieses Übereinkommens Doppelarbeit zu vermeiden und
die Ergänzungswirkung und Wirksamkeit ihrer Tätigkei­
ten zu verstärken .

Artikel 15

Zulassung von Beobachtern

Der Rat kann jede Nichtmitgliedregierung oder jede der
in den Artikeln 14 , 20 und 29 bezeichneten, an der
Tätigkeit der Organisation interessierten Organisationen
einladen, den Sitzungen des Rates als Beobachter beizu­
wohnen .

Artikel 16

Exekutivdirektor und Personal

( 1 ) Der Rat ernennt durch besondere Abstimmung den
Exekutivdirektor .

( 2 ) Die Anstellungsbedingungen des Exekutivdirektors
werden vom Rat bestimmt .

( 3 ) Der Exekutivdirektor ist der oberste Verwaltungs­
beamte der Organisation; er ist dem Rat für die Anwen­
dung und Durchführung dieses Übereinkommens in Über­
einstimmung mit den Beschlüssen des Rates verantwort­
lich .

( 4 ) Der Exekutivdirektor ernennt das Personal nach
den vom Rat festgesetzten Vorschriften . Der Rat
beschließt durch besondere Abstimmung die Zahl des
geschäftsführenden und leitenden Personals , das der Exe­
kutivdirektor ernennen kann . Veränderungen in der Zahl
des geschäftsführenden und leitenden Personals werden
vom Rat durch besondere Abstimmung beschlossen . Das
Personal ist dem Exekutivdirektor verantwortlich .

( 5 ) Weder der Exekutivdirektor noch ein Mitglied des
Personals dürfen ein finanzielles Interesse an der Holzin­
dustrie oder am Holzhandel oder damit zusammenhän­
genden kommerziellen Tätigkeiten haben .

( 6 ) Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben dürfen der
Exekutivdirektor und das Personal von keinem Mitglied
und von keiner Stelle außerhalb der Organisation Wei­
sungen einholen oder entgegennehmen . Sie haben alle
Handlungen zu unterlassen, die sich auf ihre Stellung als
internationale Bedienstete , die letztlich dem Rat verant­
wortlich sind , nachteilig auswirken könnten . Jedes Mit­
glied achtet den ausschließlich internationalen Charakter
der Obliegenheiten des Exekutivdirektors und des Perso­
nals und versucht nicht, sie bei der Wahrnehmung ihrer
Obliegenheiten zu beeinflussen .

KAPITEL V

VORRECHTE UND IMMUNITÄTEN

Artikel 17

Vorrechte und Immunitäten

( 1 ) Die Organisation besitzt Rechtspersönlichkeit . Sie
hat insbesondere die Fähigkeit, Verträge zu schließen,
bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwerben
und darüber zu verfügen sowie vor Gericht zu stehen .

( 2 ) Die Rechtsstellung, die Vorrechte und Immunitäten
der Organisation, ihres Exekutivdirektors , ihres Personals
und ihrer Sachverständigen sowie der Vertreter der Mit­
glieder unterliegen im Hoheitsgebiet Japans weiterhin
dem am 27 . Februar 1988 in Tokio unterzeichneten
Sitzabkommen zwischen der Regierung von Japan und
der Internationalen Tropenholzorganisation samt den für
die ordnungsgemäße Durchführung dieses Übereinkom­
mens erforderlichen Änderungen .

( 3 ) Die Organisation kann mit einem oder mehreren
Ländern vom Rat zu genehmigende Übereinkünfte über
die Befugnisse , Vorrechte und Immunitäten schließen , die

für die ordnungsgemäße Durchführung dieses Überein­
kommens erforderlich sind .

( 4 ) Wird der Sitz der Organisation in ein anderes Land
verlegt, so schließt das betreffende Mitglied so bald wie
möglich mit der Organisation ein vom Rat zu genehmi­
gendes Sitzabkommen. Bis zum Abschluß des Abkom­
mens ersucht die Organisation die neue Gastregierung,
für die von der Organisation an ihre Bediensteten gezahl­
ten Vergütungen sowie für die Guthaben, Einkünfte und
sonstigen Vermögenswerte der Organisation im Rahmen
ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften Befreiung von
der Besteuerung zu gewähren .

( 5 ) Das Sitzabkommen ist von diesem Übereinkommen
unabhängig . Es tritt jedoch außer Kraft ,

a ) wenn dies zwischen der Gastregierung und der Orga­
nisation vereinbart wird ;

b ) wenn der Sitz der Organisation aus dem Land der
Gastregierung verlegt wird oder

c ) wenn die Organisation zu bestehen aufhört .
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KAPITEL VI

FINANZFRAGEN

Artikel 18

Finanzkonten

( 1 ) Es werden eingerichtet :

a ) das Verwaltungskonto ,

b ) das Sonderkonto,

c ) der Bali-Partnerschaftsfonds und

d ) sonstige Konten, soweit der Rat dies für angezeigt
und notwendig hält .

( 2 ) Der Exekutivdirektor ist für die Verwaltung dieser
Konten verantwortlich ; der Rat trifft die dafür erforderli­
chen Vorkehrungen in den Finanzvorschriften der Orga­
nisation .

beitritt , setzt der Rat auf der Grundlage der diesem
Mitglied zustehenden Stimmenzahl und des für das lau­
fende Rechnungsjahr verbleibenden Zeitabschnitts fest ,
ohne jedoch die für das laufende Rechnungsjahr für die
anderen Mitglieder festgesetzten Beiträge dadurch zu
ändern .

( 6 ) Die Beiträge zu Verwaltungshaushalten sind am
ersten Tag jedes Rechnungsjahrs zu zahlen . Beiträge von
Mitgliedern für das Rechnungsjahr , in dem sie der Orga­
nisation beitreten , sind an dem Tag zu zahlen , an dem sie
Mitglieder werden .

( 7 ) Hat ein Mitglied seinen vollen Beitrag zum Verwal­
tungshaushalt nicht innerhalb von vier Monaten nach
Fälligkeit gemäß Absatz 6 gezahlt , so ersucht der Exeku­
tivdirektor das Mitglied, die Zahlung so bald wie möglich
zu leisten . Hat das Mitglied seinen Beitrag innerhalb von
zwei Monaten nach diesem Ersuchen noch nicht gezahlt ,
so wird es aufgefordert, die Gründe für seine Zahlungs­
unfähigkeit zu nennen . Hat das Mitglied nach Ablauf von
sieben Monaten nach Fälligkeit seinen Beitrag immer
noch nicht gezahlt , so wird ihm sein Stimmrecht bis zur
vollständigen Zahlung seines Beitrags entzogen , sofern
der Rat nicht durch besondere Abstimmung etwas ande­
res beschließt . Hat dagegen ein Mitglied seinen vollen
Beitrag zum Verwaltungshaushalt innerhalb von vier
Monaten nach Fälligkeit gemäß Absatz 6 gezahlt , so
erhält das Mitglied einen Beitragsnachlaß, der vom Rat in
den Finanzvorschriften der Organisation festgelegt wird .

( 8 ) Ein Mitglied , dem seine Rechte nach Absatz 7
zeitweilig entzogen worden sind, bleibt zur Zahlung sei­
nes Beitrags verpflichtet .

Artikel 19

Verwaltungskonto

( 1 ) Die für die Anwendung dieses Übereinkommens
erforderlichen Ausgaben laufen über das Verwaltungs­
konto ; sie werden aus den nach den Absätzen 3 , 4 und 5
festgesetzten , von den Mitgliedern nach Maßgabe ihrer
jeweiligen verfassungsrechtlichen oder institutionellen
Verfahren gezahlten Jahresbeiträgen bestritten .

( 2 ) Die Ausgaben für die zum Rat sowie zu den in
Artikel 26 bezeichneten Ausschüssen und sonstigen nach­
geordneten Organen des Rates entsandten Delegationen
werden von den betroffenen Mitgliedern getragen . Ver­
langt ein Mitglied besondere Leistungen von der Organi­
sation , so fordert der Rat das betreffende Mitglied auf,
die Kosten der Leistungen zu bezahlen .

( 3 ) Vor Ablauf jedes Rechnungsjahrs genehmigt der
Rat den Verwaltungshaushalt der Organisation für das
folgende Rechnungsjahr und setzt den Beitrag jedes Mit­
glieds zu diesem Haushalt fest .

( 4 ) Der Beitrag jedes Mitglieds zum Verwaltungshaus­
halt für jedes Rechnungsjahr richtet sich nach dem Ver­
hältnis seiner Stimmenzahl im Zeitpunkt der Genehmi­
gung des Verwaltungshaushalts für das betreffende Jahr
zur Gesamtstimmenzahl aller Mitglieder . Bei der Festset­
zung der Beiträge werden die Stimmen jedes Mitglieds so
berechnet, daß der zeitweilige Entzug des Stimmrechts
eines Mitglieds und die sich daraus ergebende Neuvertei­
lung der Stimmen außer Betracht bleiben .

( 5 ) Den ersten Beitrag eines Mitglieds , das der Organi­
sation nach dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens

Artikel 20

Sonderkonto

( 1 ) Im Rahmen des Sonderkontos werden zwei Unter­
konten eingerichtet :

a ) das Unterkonto Vorprojekte und

b ) das Unterkonto Projekte .

( 2 ) Die möglichen Finanzquellen für das Sonderkonto
können sein :

a ) der Gemeinsame Fonds für Rohstoffe ,

b ) regionale und internationale Finanzinstitutionen und

c ) freiwillige Beiträge .
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nisation jedem Beitragsleistenden für bestimmte Projekte
die restlichen Mittel im Verhältnis seines Anteils an den
ursprünglich zur Finanzierung des Projekts geleisteten
Gesamtbeiträgen zurück, sofern der Beitragsleistende
nicht einer anderen Lösung zustimmt .

( 3 ) Die Mittel des Sonderkontos dürfen nur für geneh­
migte Vorprojekte oder Projekte verwendet werden .

( 4 ) Alle Ausgaben im Rahmen des Unterkontos Vor­
projekte werden aus dem Unterkonto Projekte erstattet,
falls die Projekte später genehmigt und finanziert werden .
Erhält der Rat innerhalb von sechs Monaten nach
Inkrafttreten dieses Übereinkommens keine Mittel für das
Unterkonto Vorprojekte , so überprüft er die Lage und
trifft entsprechende Maßnahmen.

( 5 ) Alle Einnahmen im Zusammenhang mit einzelnen
konkreten Vorprojekten oder Projekten im Rahmen des
Sonderkontos werden dem Sonderkonto gutgeschrieben .
Alle Ausgaben für diese Vorprojekte oder Projekte ein­
schließlich Vergütung und Reisekosten für Berater und
Sachverständige gehen zu Lasten des Sonderkontos .

( 6 ) Der Rat legt durch besondere Abstimmung Bedin­
gungen fest, zu denen er , sobald und sofern angebracht,
Projekte mit Darlehensfinanzierung fördern würde , wenn
ein oder mehrere Mitglieder freiwillig alle Verpflichtun­
gen und Verantwortlichkeiten für diese Darlehen über­
nommen haben . Die Organisation übernimmt keine Ver­
pflichtungen für diese Darlehen .

( 7 ) Der Rat kann einen Rechtsträger , einschließlich
eines oder mehrerer Mitglieder, mit dessen Zustimmung
benennen und unterstützen, damit dieser Darlehen zur
Finanzierung genehmigter Projekte entgegennimmt und
alle damit zusammenhängenden Verpflichtungen über­
nimmt; die Organisation behält sich jedoch das Recht
vor , die Verwendung der Mittel zu überwachen und die
Durchführung der so finanzierten Projekte weiterzuverfol­
gen . Die Organisation ist jedoch nicht für die von einzel­
nen Mitgliedern oder anderen Rechtsträgern freillig zur
Verfügung gestellten Garantien verantwortlich .

( 8 ) Ein Mitglied haftet nicht aufgrund seiner Mitglied­
schaft in der Organisation für Verbindlichkeiten , die
durch die Aufnahme oder Vergabe von Krediten durch
ein anderes Mitglied oder einen anderen Rechtsträger im
Zusammenhang mit Projekten entstehen .

( 9 ) Werden der Organisation freiwillige Mittel ohne
Zweckbindung angeboten, so kann der Rat diese Mittel
annehmen . Diese Mittel können für genehmigte Vorpro­
jekte und Projekte eingesetzt werden .

( 10 ) Der Exekutivdirektor bemüht sich, zu vom Rat
beschlossenen Bedingungen ausreichende und abgesi­
cherte Geldmittel für vom Rat genehmigte Vorprojekte
und Projekte zu erhalten .

( 11 ) Beiträge für bestimmte genehmigte Projekte dür­
fen nur für die Projekte verwendet werden, für die sie
ursprünglich bestimmt waren, sofern nicht der Rat im
Einvernehmen mit dem Beitragsleistenden etwas anderes
beschließt . Nach Abschluß eines Projekts zahlt die Orga­

Artikel 21

Der Bali-Partnerschaftsfonds

( 1 ) Hiermit wird ein Fonds für die nachhaltige Bewirt­
schaftung tropischer Wirtschaftswälder errichtet, der die
Erzeugermitglieder dabei unterstützt , die zur Erreichung
des in Artikel 1 Buchstabe d ) genannten Ziels notwendi­
gen Investitionen vorzunehmen .

( 2 ) Der Fonds setzt sich zusammen aus :

a ) Beiträgen von Gebermitgliedern ;

b ) 50 v . H. der Einnahmen aus Tätigkeiten , die sich auf
das Sonderkonto beziehen;

c ) Mitteln aus anderen privaten und öffentlichen Quel­
len , welche die Organisation im Einklang mit ihren
Finanzvorschriften annehmen kann .

( 3 ) Die Mittel des Fonds werden vom Rat nur für
Vorprojekte und Projekte zugeteilt , die den in Absatz 1
dieses Artikels genannten Zweck verfolgen und nach
Artikel 25 genehmigt sind .

( 4 ) Bei der Zuteilung von Mitteln des Fonds berück­
sichtigt der Rat folgendes :

a ) die besonderen Bedürfnisse der Mitglieder, bei denen
der Beitrag des Forstsektors zur Volkswirtschaft
durch die Umsetzung der Strategie zur Durchsetzung
der Ausfuhr von Tropenholz und Tropenholzerzeug­
nissen aus nachhaltig bewirtschafteten Beständen bis
zum Jahr 2000 nachteilig beeinflußt wird ;

b ) die Bedürfnisse der Mitglieder mit bedeutenden Wald­
flächen, die Programme zur Erhaltung von Wirt­
schaftswäldern durchführen .

( 5 ) Der Rat prüft jährlich, ob die dem Fonds zur
Verfügung stehenden Mittel ausreichen, und bemüht sich,
zusätzliche Mittel zu erschließen , die von den Erzeuger­
mitgliedern zur Verwirklichung des Zweckes des Fonds
benötigt werden . Die Fähigkeit der Mitglieder, die in
Absatz 4 Buchstabe a ) bezeichnete Strategie umzusetzen,
wird durch die Verfügbarkeit von Mitteln beeinflußt .

( 6 ) Der Rat legt Strategien und Finanzvorschriften für
die Tätigkeit des Fonds fest , einschließlich Vorschriften
über die Kontenabrechnung im Fall der Außerkraftset­
zung oder des Auslaufens dieses Übereinkommens .
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Artikel 22

Formen der Zahlung

( 1 ) Die Beiträge zum Verwaltungskonto sind in frei
verwendbaren Währungen zahlbar und von Devisenbe­
schränkungen befreit .

( 2 ) Die finanziellen Beiträge zum Sonderkonto und
zum Bali-Partnerschaftsfonds sind in frei verwendbaren
Währungen zahlbar und von Devisenbeschränkungen
befreit .

( 3 ) Der Rat kann auch beschließen, andere Formen
von Beiträgen zum Sonderkonto oder zum Bali-Partner­
schaftsfonds anzunehmen, einschließlich wissenschaftli­
cher und technischer Ausrüstungen oder Arbeitskräfte zur
Deckung des Bedarfs für genehmigte Vorhaben .

Artikel 23

Rechnungsprüfung und Veröffentlichung des
Rechnungsabschlusses

( 1 ) Der Rat ernennt unabhängige Revisoren für die
Prüfung der Rechnungslegung der Organisation .

( 2 ) Ein von unabhängigen Revisoren geprüfter Ab­
schluß des Verwaltungskontos , des Sonderkontos und des
Bali-Partnerschaftsfonds wird den Mitgliedern so bald
wie möglich nach Abschluß jedes Rechnungsjahrs , späte­
stens jedoch sechs Monate danach, zur Verfügung gestellt
und in geeigneter Weise geprüft, damit er vom Rat auf
seiner nächsten Tagung genehmigt werden kann . Eine
Kurzfassung des geprüften Rechnungsabschlusses und der
geprüften Bilanz wird danach veröffentlicht .

KAPITEL VII

GESCHÄFTSTÄTIGKEIT

Artikel 24

Strategieentwicklung der Organisation

Zur Erreichung der in Artikel 1 genannten Ziele führt die
Organisation Strategieentwicklung und Projektarbeit in
den Bereichen Wirtschafts- und Marktinformation, Wie­
deraufforstung und Waldbewirtschaftung sowie Holzin­
dustrie durch, und zwar in ausgewogener Weise , wobei
soweit wie möglich Strategieentwicklung und Projektar­
beit ineinandergreifen .

e ) den Wunsch , die Mittel auf die in Absatz 1 bezeichne­
ten Bereiche ausgewogen zu verteilen ;

f) ihre Kostenwirksamkeit und

g ) die Notwendigkeit , Doppelarbeit zu vermeiden .

( 3 ) Der Rat erstellt für die Vorlage , die Beurteilung
und die Festlegung der Rangfolge von Vorprojekten und
Projekten, für die eine Finanzierung durch die Organisa­
tion beantragt wird , sowie für ihre Umsetzung, Überwa­
chung und Bewertung einen Zeitplan und ein Verfahren .
Der Rat entscheidet über die Genehmigung der Finanzie­
rung oder Förderung von Vorprojekten und Projekten
nach Artikel 20 oder Artikel 21 .

( 4 ) Der Exekutivdirektor kann die Auszahlung der
Mittel der Organisation für Vorprojekte oder Projekte
vorübergehend einstellen, falls sie im Widerspruch zu den
Projektunterlagen verwendet werden, sowie im Fall von
Betrug , Verschwendung, Pflichtversäumnis oder Mißwirt­
schaft . Der Exekutivdirektor legt dem Rat auf seiner
nächsten Tagung einen Bericht zur Prüfung vor . Der Rat
ergreift angemessene Maßnahmen .

( 5 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung die
Förderung eines Vorprojekts oder Projekts beenden .

Artikel 25

Proiektarbeit der Organisation

( 1 ) Eingedenk der Bedürfnisse der Entwicklungsländer
können die Mitglieder dem Rat Vorprojekt- und Projekt­
vorschläge in den Bereichen Forschung und Entwicklung,
Marktinformation, verstärkte Weiterverarbeitung von
Holz in Erzeugermitgliedsländern sowie Wiederauffor­
stung und Waldbewirtschaftung unterbreiten . Die Vor­
projekte und Projekte sollen zur Erreichung eines oder
mehrerer Ziele dieses Übereinkommens beitragen .

( 2 ) Der Rat berücksichtigt bei der Genehmigung von
Vorprojekten und Projekten

a ) ihre Bedeutung für die Ziele dieses Übereinkom­
mens;

b ) ihre umweltbezogenen und sozialen Auswirkungen;

c ) den Wunsch, ein angemessenes geographisches
Gleichgewicht zu wahren ;

d ) die Interessen und Besonderheiten der einzelnen in der
Entwicklung befindlichen Erzeugerregionen ;

Artikel 26

Einsetzung von Ausschüssen

( 1 ) Hiermit werden die folgenden Ausschüsse der
Organisation eingesetzt :

a ) der Ausschuß für Wirtschafts- und Marktinforma­
tion,
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b ) der Ausschuß für Wiederaufforstung und Waldbe­
wirtschaftung,

c ) der Ausschuß für Holzindustrie und

d ) der Finanz- und Verwaltungsausschuß.

( 2 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung
andere Ausschüsse und nachgeordnete Organe einsetzen,
soweit er dies für angezeigt und notwendig hält .

( 3 ) Die Teilnahme an den Ausschüssen steht allen
Mitgliedern offen . Die Geschäftsordnung der Ausschüsse
wird vom Rat beschlossen .

( 4 ) Die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten Aus­
schüsse und nachgeordneten Organe sind dem Rat ver­
antwortlich und arbeiten unter seiner allgemeinen Lei­
tung . Die Sitzungen der Ausschüsse und nachgeordneten
Organe werden vom Rat anberaumt .

Artikel 27

Aufgaben der Ausschüsse

( 1 ) Der Ausschuß für Wirtschafts - und Marktinforma­
tion hat folgende Aufgaben :

a ) Er prüft laufend, ob die von der Organisation benö­
tigten Statistiken und sonstigen Informationen verfüg­
bar und von guter Qualität sind ;

b ) er analysiert die vom Rat bestimmten statistischen
Daten und spezifischen Indikatoren zur Überwachung
des internationalen Holzhandels ;

c ) er überprüft laufend den internationalen Holzmarkt,
seinen aktuellen Stand und seine kurzfristigen Aus­
sichten anhand der unter Buchstabe b ) bezeichneten
Daten und anderer einschlägiger Informationen ein­
schließlich Informationen über nicht dokumentierten
Handel ;

d ) er unterbreitet dem Rat Empfehlungen über die Not­
wendigkeit, geeignete Studien über Tropenholz, ein­
schließlich Preise , Marktelastizität, Möglichkeit der
Marktsubstitution , Vermarktung neuer Erzeugnisse
und langfristige Aussichten des internationalen Tro­
penholzmarkts , durchführen zu lassen , sowie über die
Art dieser Studien ; er überwacht und überprüft die
vom Rat in Auftrag gegebenen Studien ;

e ) er nimmt alle anderen Aufgaben im Zusammenhang
mit den wirtschaftlichen , technischen und statistischen
Aspekten im Holzbereich wahr, die ihm vom Rat
übertragen werden;

f) er fördert die technische Unterstützung der in der
Entwicklung befindlichen Mitgliedsländer zur Verbes­
serung ihrer einschlägigen statistischen Dienste .

( 2 ) Der Ausschuß für Wiederaufforstung und Waldbe­
wirtschaftung hat folgende Aufgaben :

a ) Er unterstützt die Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedern als Partner bei der Entwicklung von Maß­

nahmen auf dem Gebiet der Forstwirtschaft in den
Mitgliedsländern, unter anderem in folgenden Berei­
chen :

i ) Wiederaufforstung,
ii ) Rekultivierung,

iii ) Waldbewirtschaftung;

b ) er ermutigt zum Ausbau der technischen Hilfe und
des Technologietransfers für Entwicklungsländer in
den Bereichen Wiederaufforstung und Waldbewirt­
schaftung;

c ) er verfolgt die laufenden Tätigkeiten in diesem
Bereich , bestimmt und prüft Probleme und Lösungs­
möglichkeiten in Zusammenarbeit mit den zuständi­
gen Organisationen;

d ) er überprüft regelmäßig den künftigen Bedarf des
internationalen Handels mit Tropenholz für indu­
strielle Zwecke und bestimmt und prüft auf dieser
Grundlage geeignete mögliche Pläne und Maßnahmen
im Bereich der Wiederaufforstung, Rekultivierung
und Waldbewirtschaftung;

e ) er erleichtert mit Unterstützung zuständiger Organisa­
tionen die Weitergabe von Kenntnissen im Bereich der
Wiederaufforstung und Waldbewirtschaftung;

f ) er koordiniert und harmonisiert diese Tätigkeiten der
Zusammenarbeit im Bereich der Wiederaufforstung
und Waldbewirtschaftung mit den anderswo, insbe­
sondere unter der Schirmherrschaft der Ernährungs­
und Landwirtschaftsorganisation ( FAO ), des Umwelt­
programms der Vereinten Nationen ( UNEP ), der
Weltbank, des Entwicklungsprogramms der Vereinten
Nationen ( UNDP ), regionaler Entwicklungsbanken
und anderer zuständiger Organisationen durchgeführ­
ten entsprechenden Tätigkeiten .

( 3 ) Der Ausschuß für Holzindustrie hat folgende Auf­
gaben :

a ) Er unterstützt die Zusammenarbeit zwischen den Mit­
gliedsländern als Partner bei der Entwicklung der
Verarbeitungsmaßnahmen in den Erzeugermitglieds­
ländern , unter anderem in folgenden Bereichen :

i ) Produktentwicklung durch Technologietransfer ,
ii ) Erschließung des Arbeitskräftepotentials und

Ausbildung,
iii ) Vereinheitlichung der Tropenholznomenklatur,
iv ) Harmonisierung der Bezeichnungen für verarbei­

tete Erzeugnisse ,

v ) Förderung von Investitionen und Gemeinschafts­
unternehmungen und

vi ) Vermarktung einschließlich der Verkaufsförde­
rung weniger bekannter und weniger verwendeter
Holzarten ;

b ) er fördert den Informationsaustausch, um die durch
eine verstärkte Weiterverarbeitung bedingten Struk­
turänderungen im Interesse aller Mitgliedsländer , ins­
besondere der in der Entwicklung befindlichen Mit­
gliedsländer, zu erleichtern ;
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c ) er verfolgt die laufenden Tätigkeiten in diesem
Bereich , bestimmt und prüft Probleme und Lösungs­
möglichkeiten in Zusammenarbeit mit den zuständi­
gen Organisationen;

d ) er ermutigt zum Ausbau der technischen Hilfe für die
Verarbeitung von Tropenholz zum Nutzen der Er­
zeugermitgliedsländer .

( 4 ) Zur ausgewogenen Unterstützung der Strategieent­
wicklung und der Projektarbeit der Organisation haben
der Ausschuß für Wirtschafts- und Marktinformation,
der Ausschuß für Wiederaufforstung und Waldbewirt­
schaftung und der Ausschuß für Holzindustrie jeweils
folgende Aufgaben :

a ) Sie sind verantwortlich für die Gewährleistung der
wirksamen Beurteilung, Überwachung und Bewertung
von Vorprojekten und Projekten ;

b ) sie unterbreiten dem Rat Empfehlungen zu Vorpro­
jekten und Projekten ;

c ) sie verfolgen die Durchführung von Vorprojekten und
Projekten und stellen sicher, daß deren Ergebnisse
zum Nutzen aller Mitglieder gesammelt und möglichst
weit verbreitet werden ;

d ) sie entwickeln Strategievorschläge und unterbreiten
diese dem Rat;

e ) sie überprüfen regelmäßig die Ergebnisse der Projekt­
arbeit und Strategieentwicklung und unterbreiten dem
Rat Empfehlungen zum künftigen Programm der
Organisation ;

f) sie überprüfen regelmäßig die im Aktionsplan der
Organisation enthaltenen Strategien , Kriterien und
Schwerpunktbereiche der Programmentwicklung und
der Projektarbeit und empfehlen dem Rat Änderun­
gen ;

g ) sie tragen der Notwendigkeit Rechnung, den Aufbau
von Kapazitäten und die Erschließung des Arbeits­
kräftepotentials in den Mitgliedsländern zu stärken ;

h ) sie nehmen alle anderen Aufgaben im Zusammenhang
mit den Zielen dieses Übereinkommens wahr , die
ihnen vom Rat übertragen werden .

( 5 ) Forschung und Entwicklung sind eine gemeinsame
Aufgabe der in den Absätzen 1 , 2 und 3 bezeichneten
Ausschüsse .

( 6 ) Der Finanz- und Verwaltungsausschuß hat fol­
gende Aufgaben :

a ) Er prüft die Genehmigung der Vorschläge der Organi­
sation für den Verwaltungshaushalt und die Ge­
schäftstätigkeit der Organisation und unterbreitet
dem Rat Empfehlungen;

b ) er überprüft die Vermögenswerte der Organisation ,
um sicherzustellen , daß diese umsichtig verwaltet wer­
den und daß die Organisation über ausreichende
Reserven zur Durchführung ihrer Tätigkeit verfügt;

c ) er prüft die Auswirkungen des Jahresarbeitspro­
gramms der Organisation auf den Haushalt und die
möglichen Maßnahmen zur Sicherstellung der für die
Durchführung des Programms erforderlichen Mittel

• und unterbreitet dem Rat Empfehlungen;

d ) er empfiehlt dem Rat die Auswahl unabhängiger
Revisoren und überprüft die von unabhängigen Revi­
soren geprüften Abschlüsse ;

e ) er empfiehlt dem Rat Änderungen der Geschäftsord­
nung und der Finanzvorschriften , die er für erforder­
lich hält ;

f) er überprüft die Einnahmen der Organisation und das
Ausmaß, in dem sie die Tätigkeit des Sekretariats
einengen .

KAPITEL VIII

BEZIEHUNGEN ZUM GEMEINSAMEN FONDS FÜR ROHSTOFFE

Artikel 28

Beziehungen zum Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe

Die Organisation nimmt die Fazilitäten des Gemeinsamen Fonds für Rohstoffe voll in
Anspruch .
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KAPITEL IX

STATISTIK, UNTERSUCHUNGEN UND INFORMATION

Artikel 29

Statistik, Untersuchungen und Information

( 1 ) Der Rat stellt enge Beziehungen zu den zuständigen
zwischenstaatlichen, staatlichen und nichtstaatlichen Or­
ganisationen her, um die Verfügbarkeit neuer zuverlässi­
ger Daten und Informationen über den Handel mit Tro­
penholz sowie zweckdienlicher Informationen über nicht­
tropisches Holz und über die Bewirtschaftung von Wirt­
schaftswäldern sichern zu helfen . Soweit dies für die
Durchführung dieses Übereinkommens erforderlich ist ,
wird die Organisation in Zusammenarbeit mit diesen
Organisationen statistische Angaben über Produktion ,
Angebot, Handel , Lagervorräte , Verbrauch und Markt­
preise von Holz, den Umfang der Holzressourcen und die
Bewirtschaftung von Wirtschaftswäldern sammeln , ord­
nen und gegebenenfalls veröffentlichen .

( 2 ) Die Mitglieder legen die vom Rat angeforderten
Statistiken und Angaben über Holz , den Handel mit Holz
und Maßnahmen zur Umsetzung einer nachhaltigen
Bewirtschaftung von Wirtschaftswäldern sowie sonstige
zweckdienliche Informationen in dem größtmöglichen
Umfang, der mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften
nicht unvereinbar ist , innerhalb einer angemessenen Zeit
vor . Der Rat entscheidet über die Art der nach diesem
Absatz vorzulegenden Informationen und über die Form,
in der sie zu unterbreiten sind .

( 3 ) Der Rat veranlaßt die Durchführung aller zweck­
dienlichen Untersuchungen über die Trends sowie die
kurz- und langfristigen Probleme der internationalen
Holzmärkte und über die Forschritte , die zur Durchset­
zung einer nachhaltigen Bewirtschaftung von Wirtschafts­
wäldern gemacht werden .

( 2 ) Der Rat überprüft und beurteilt jedes Jahr

a ) die internationale Lage im Holzbereich ;

b ) sonstige Faktoren , Fragen und Entwicklungen, die als
wichtig für das Erreichen der Ziele dieses Überein­
kommens erachtet werden .

( 3 ) Die Überprüfung erfolgt anhand

a ) der von den Mitgliedern vorgelegten Informationen
über nationale Produktion , Handel , Angebot, Lager­
vorräte , Verbrauch und Preise von Holz ;

b ) sonstiger von den Mitgliedern auf Anforderung des
Rates zur Verfügung gestellter statistischer Daten und
spezifischer Indikatoren;

c ) der von den Mitgliedern zur Verfügung gestellten
Informationen über die Fortschritte , die sie zur
Durchsetzung einer nachhaltigen Bewirtschaftung
ihrer Wirtschaftswälder gemacht haben ;

d ) sonstiger einschlägiger Informationen, die dem Rat
entweder unmittelbar oder durch die Organisationen
im System der Vereinten Nationen und geeignete
zwischenstaatliche , staatliche oder nichtstaatliche Or­
ganisationen zur Verfügung stehen .

( 4 ) Der Rat unterstützt den Meinungsaustausch unter
den Mitgliedsländern in bezug auf

a ) den Stand der nachhaltigen Bewirtschaftung von
Wirtschaftswäldern und damit zusammenhängende
Angelegenheiten in den Mitgliedsländern ;

b ) die Mittelbereitstellung und den Mittelbedarf im
Zusammenhang mit den Zielen , Kriterien und Richt­
linien der Organisation .

( 5 ) Auf Ersuchen bemüht sich der Rat , die technische
Kapazität der Mitgliedsländer, insbesondere der in der
Entwicklung befindlichen Mitgliedsländer , auszubauen ,
um die für eine angemessene Weitergabe von Informatio­
nen erforderlichen Daten zu erhalten , einschließlich der
Bereitstellung von Mitteln für die Ausbildung und von
Einrichtungen für die Mitglieder .

( 6 ) Die Ergebnisse der Überprüfung werden in die
Berichte über die Beratungen des Rates aufgenommen .

Artikel 30

Jahresbericht und jährliche Uberprüfung

( 1 ) Der Rat veröffentlicht innerhalb von sechs Mona­
ten nach Ende jedes Kalenderjahrs einen Jahresbericht
über seine Tätigkeit sowie alle anderen Informationen,
die er für zweckdienlich erachtet .
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KAPITEL X

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 31

Beschwerden und Streitigkeiten

Jede Beschwerde darüber , daß ein Mitglied seinen Ver­
pflichtungen aus diesem Übereinkommen nicht nachge­
kommen ist , und jede Streitigkeit über die Auslegung
oder Anwendung dieses Übereinkommens sind dem Rat
zur Entscheidung vorzulegen . Die Entscheidungen des
Rates über diese Angelegenheiten sind endgültig und
bindend .

Artikel 34

Differenzierte Maßnahmen und Abhilfemaßnahmen sowie
Sondermaßnahmen

( 1 ) In der Entwicklung befindliche Einfuhrmitglieder,
deren Interessen durch die im Rahmen dieses Überein­
kommens getroffenen Maßnahmen beeinträchtigt werden ,
können beim Rat angemessene differenzierte Maßnahmen
und Abhilfemaßnahmen beantragen . Der Rat berät, ob er
solche angemessenen Maßnahmen im Einklang mit
Abschnitt III Absätze 3 und 4 der Entschließung 93 ( IV )
der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und
Entwicklung treffen soll .

( 2 ) Die Mitglieder in der Kategorie der am wenigsten
entwickelten Länder entsprechend der Begriffsbestim­
mung der Vereinten Nationen können beim Rat Sonder­
maßnahmen nach Abschnitt III Absatz 4 der Entschlie­
ßung 93 ( IV ) und nach den Absätzen 56 und 57 der
Pariser Erklärung und des Aktionsprogramms für die am
wenigsten entwickelten Länder für die neunziger Jahre
beantragen .

Artikel 32

Allgemeine Verpflichtungen der Mitglieder

( 1 ) Während der Laufzeit dieses Übereinkommens
bemühen sich die Mitglieder nach besten Kräften , die
Erreichung seiner Ziele zu fördern und derrf zuwiderlau­
fende Maßnahmen zu vermeiden , und arbeiten hierbei
zusammen .

( 2 ) Die Mitglieder verpflichten sich , die Beschlüsse des
Rates aufgrund dieses Übereinkommens anzuerkennen
und umzusetzen , und führen keine Maßnahmen durch,
welche diese Beschlüsse einengen oder ihnen zuwiderlau­
fen würden .

Artikel 35

Überprüfung

Der Rat überprüft den Anwendungsbereich dieses Über­
einkommens vier Jahre nach seinem Inkrafttreten .

Artikel 33

Befreiung von Verpflichtungen

( 1 ) Sofern dies aufgrund von in diesem Übereinkom­
men nicht ausdrücklich vorgesehenen außergewöhnlichen
Umständen oder Notfällen oder höherer Gewalt erforder­
lich ist , kann der Rat durch besondere Abstimmung ein
Mitglied von einer Verpflichtung nach diesem Überein­
kommen befreien , wenn er von diesem Mitglied eine
zufriedenstellende Erklärung über die Gründe für die
Nichterfüllung der Verpflichtung erhalten hat .

( 2 ) Bei einer Befreiung nach Absatz 1 legt der Rat
ausdrücklich die Bedingungen , die Geltungsdauer und die
Gründe für eine solche Befreiung dar .

Artikel 36

Nichtdiskriminierung

Dieses Übereinkommen berechtigt nicht dazu , Maßnah­
men zur Beschränkung oder zum Verbot des internatio­
nalen Handels mit Holz und Holzerzeugnissen anzuwen­
den , insbesondere soweit solche Maßnahmen die Einfuhr
und Verwendung von Holz und Holzerzeugnissen betref­
fen .
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KAPITEL XI

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 37 Artikel 41

Inkrafttreten

( 1 ) Dieses Übereinkommen tritt am 1 . Februar 1995
oder an einem späteren Tag endgültig in Kraft , wenn 12
Regierungen von Erzeugerländern mit mindestens 55
v . H. der Gesamtstimmen nach Anlage A und 16 Regie­
rungen von Verbraucherländern mit mindestens 70 v . H.
der Gesamtstimmen nach Anlage B dieses Übereinkom­
mens nach Artikel 38 Absatz 2 oder nach Artikel 39
endgültig unterzeichnet oder ratifiziert , angenommen
oder genehmigt haben oder ihm beigetreten sind .

( 2 ) Ist dieses Übereinkommen nicht am 1 . Februar
1995 endgültig in Kraft getreten, so tritt es an diesem
Tag oder an einem anderen Tag innerhalb der nächsten
sechs Monate (') vorläufig in Kraft, wenn 10 Regierungen
von Erzeugerländern mit mindestens 50 v . H. der
Gesamtstimmen nach Anlage A und 14 Regierungen von
Verbraucherländern mit mindestens 65 v . H. der Gesamt­
stimmen nach Anlage B dieses Übereinkommens nach
Artikel 38 Absatz 2 endgültig unterzeichnet oder ratifi­
ziert , angenommen oder genehmigt oder dem Verwahrer
nach Artikel 40 notifiziert haben, daß sie dieses Überein­
kommen vorläufig anwenden werden .

( 3 ) Sind die Voraussetzungen für das Inkrafttreten
nach Absatz 1 oder Absatz 2 bis zum 1 . September 1995
nicht erfüllt , so lädt der Generalsekretär der Vereinten
Nationen die Regierungen, die dieses Übereinkommen
nach Artikel 38 Absatz 2 endgültig unterzeichnet oder
ratifiziert , angenommen oder genehmigt oder dem Ver­
wahrer notifziert haben, daß sie dieses Übereinkommen
vorläufig anwenden werden , ein , zum frühestmöglichen
Zeitpunkt zusammenzutreten , um zu beschließen , ob sie
dieses Übereinkommen untereinander ganz oder teilweise
vorläufig oder endgültig in Kraft setzen wollen . Die
Regierungen, die beschließen , dieses Übereinkommen
untereinander vorläufig in Kraft zu setzen , können von
Zeit zu Zeit zusammentreten , um die Lage zu überprüfen
und zu entscheiden , ob dieses Übereinkommen zwischen
ihnen endgültig in Kraft treten soll .

( 4 ) Für jede Regierung, die dem Verwahrer nicht nach
Artikel 40 notifiziert hat, daß sie dieses Übereinkommen
vorläufig anwenden wird , und die ihre Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde nach
Inkrafttreten dieses Übereinkommens hinterlegt, tritt es
am Tag dieser Hinterlegung in Kraft .

( 5 ) Der Exekutivdirektor der Organisation beruft den
Rat so bald wie möglich nach Inkrafttreten dieses Über­
einkommens ein .

Verwahrer

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird hiermit
zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt .

Artikel 38

Unterzeichnung, Ratifikation, Annahme und
Genehmigung

( 1 ) Dieses Übereinkommen liegt vom 1 . April 1994 bis
einen Monat nach seinem Inkrafttreten am Sitz der
Vereinten Nationen für die zur Konferenz der Vereinten
Nationen für die Aushandlung eines Folgeübereinkom­
mens des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens
von 1983 eingeladenen Regierungen zur Unterzeichnung
auf.

( 2 ) Jede in Absatz 1 bezeichnete Regierung kann

a ) bei der Unterzeichnung dieses Übereinkommens erklä­
ren , daß sie durch die Unterzeichnung zustimmt ,
durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein ( end­
gültige Unterzeichnung ), oder

b ) nach der Unterzeichnung dieses Übereinkommens
durch Hinterlegung einer entsprechenden Urkunde
beim Verwahrer ratifizieren , annehmen oder genehmi­
gen .

Artikel 39

Beitritt

( 1 ) Dieses Übereinkommen steht den Regierungen aller
Staaten zu den vom Rat festgelegten Bedingungen, die
auch eine Frist für die Hinterlegung der Beitrittsurkunden
umfassen , zum Beitritt offen . Der Rat kann jedoch Regie­
rungen, die innerhalb der in den Beitrittsbedingungen
festgesetzten Frist nicht beitreten können , Fristverlänge­
rungen gewähren .

( 2 ) Der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Bei­
trittsurkunde beim Verwahrer .

Artikel 40

Notifikation der vorläufigen Anwendung

Eine Unterzeichnerregierung, die dieses Übereinkommen
ratifizieren , annehmen oder genehmigen will , oder eine
Regierung, für die der Rat Beitrittsbedingungen festgelegt
hat, die jedoch ihre Urkunde noch nicht hinterlegen
konnte , kann dem Verwahrer jederzeit notifizieren , daß
sie dieses Übereinkommen von seinem Inkrafttreten nach
Artikel 41 an oder , wenn es bereits in Kraft ist , von
einem bestimmten Tag an vorläufig anwenden wird .

(') Die Frist „ sechs Monate " wird ersetzt durch „ sieben
Monate " ( vgl . Berichtigungsprotokoll der Urschrift des Über­
einkommens , angefertigt am Sitz der UNO in New York am
12 . April 1995 ).



17 . 8 . 96 df Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 208/21

Artikel 44

Ausschluß

Stellt der Rat fest , daß ein Mitglied seine Verpflichtungen
aus diesem Übereinkommen verletzt hat, und stellt er
ferner fest , daß durch diese Verletzung die Durchführung
dieses Übereinkommens erheblich beeinträchtigt wird , so
kann er dieses Mitglied durch besondere Abstimmung
von diesem Übereinkommen ausschließen . Der Rat notifi­
ziert dies umgehend dem Verwahrer . Sechs Monate nach
dem Beschluß des Rates scheidet dieses Mitglied als
Vertragspartei dieses Übereinkommens aus .

Artikel 45

Kontenabrechnung mit zurücktretenden oder ausgeschlos­
senen Mitgliedern oder Mitgliedern , die nicht in der Lage

sind , eine Änderung anzunehmen

( 1 ) Der Rat regelt die Kontenabrechnung mit einem
Mitglied , das als Vertragspartei dieses Übereinkommens
ausscheidet, weil es

a ) nach Artikel 42 eine Änderung dieses Übereinkom­
mens nicht angenommen hat;

b ) nach Artikel 43 von diesem Übereinkommen zurück­
getreten ist oder

c ) nach Artikel 44 von diesem Übereinkommen ausge­
schlossen worden ist .

( 2 ) Der Rat behält den Beitrag ein , der von einem
Mitglied , das als Vertragspartei dieses Übereinkommens
ausscheidet, in des Verwaltungskonto , das Sonderkonto
oder den Bali-Partnerschaftsfonds eingezahlt worden ist .

( 3 ) Ein Mitglied , das als Vertragspartei dieses Überein­
kommens ausgeschieden ist , hat keinen Anspruch auf
Beteiligung am Liquidationserlös oder an den anderen
Vermögenswerten der Organisation . Ein solches Mitglied
haftet auch nicht für irgendeinen Teil eines etwaigen
Defizits der Organisation bei Außerkrafttreten dieses
Übereinkommens .

Artikel 42

Änderungen

( 1 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung den
Mitgliedern eine Änderung dieses Übereinkommens emp­
fehlen .

( 2 ) Der Rat setzt den Tag fest , bis zu dem die Mitglie­
der dem Verwahrer notifizieren müssen , daß sie die
Änderung annehmen .

( 3 ) Eine Änderung tritt 90 Tage nach dem Zeitpunkt
in Kraft, zu dem die Annahmenotifikationen von Mitglie­
dern, die mindestens zwei Drittel der Erzeugermitglieder
umfassen und auf die mindestens 75 v . H. der Stimmen
der Erzeugermitglieder entfallen , sowie von Mitgliedern ,
die mindestens zwei Drittel der Verbrauchermitglieder
umfassen und auf die mindestens 75 v . H. der Stimmen
der Verbrauchermitglieder entfallen , beim Verwahrer ein­
gegangen sind .

( 4 ) Nachdem der Verwahrer dem Rat mitgeteilt hat,
daß die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Ände­
rung erfüllt sind, kann ein Mitglied — ungeachtet der
Bestimmungen des Absatzes 2 über den vom Rat festge­
setzten Tag — dem Verwahrer noch seine Annahme der
Änderung notifizieren, sofern diese Notifikation vor
Inkrafttreten der Änderung erfolgt .

( 5 ) Ein Mitglied , das seine Annahme einer Änderung
bis zu dem Tag, an dem diese Änderung in Kraft tritt ,
nicht notifiziert hat, scheidet mit diesem Tag als Vertrags­
partei dieses Übereinkommens aus , sofern es nicht dem
Rat überzeugend dargelegt hat, daß diese Annahme
wegen Schwierigkeiten bei der Durchführung seiner ver­
fassungsrechtlichen oder institutionellen Verfahren nicht
rechtzeitig herbeigeführt werden konnte , und sofern der
Rat nicht beschließt, die für die Annahme der Änderung
festgesetzte Frist für dieses Mitglied zu verlängern . Ein
solches Mitglied wird durch die Änderung nicht gebun­
den , bis es deren Annahme notifiziert hat .

( 6 ) Sind die Voraussetzungen für das Inkrafttreten der
Änderung bis zu dem vom Rat nach Absatz 2 festgesetz­
ten Tag nicht erfüllt , so gilt die Änderung als zurückge­
zogen .

Artikel 43

Rücktritt

( 1 ) Ein Mitglied kann jederzeit nach Inkrafttreten die­
ses Übereinkommens durch eine an den Verwahrer
gerichtete schriftliche Rücktrittsanzeige von diesem Über­
einkommen zurücktreten . Das Mitglied setzt gleichzeitig
den Rat von diesem Schritt in Kenntnis .

( 2 ) Der Rücktritt wird 90 Tage nach Eingang der
Anzeige beim Verwahrer wirksam .

( 3 ) Von einem Mitglied nach diesem Übereinkommen
eingegangene finanzielle Verpflichtungen gegenüber der
Organisation enden nicht mit seinem Rücktritt .

Artikel 46

Geltungsdauer, Verlängerung und Außerkraftsetzung

( 1 ) Dieses Übereinkommen bleibt für einen Zeitab­
schnitt von vier Jahren nach seinem Inkrafttreten in
Kraft , sofern der Rat nicht durch besondere Abstimmung
beschließt, es nach diesem Artikel zu verlängern, neu
auszuhandeln oder außer Kraft zu setzen .

( 2 ) Der Rat kann durch besondere Abstimmung
beschließen , dieses Übereinkommen zweimal um jeweils
drei Jahre zu verlängern .

( 3 ) Ist vor Ablauf des in Absatz 1 genannten Vierjah­
resabschnitts bzw . vor Ablauf einer Verlängerungszeit
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nach Absatz 2 ein neues Übereinkommen zur Ablösung
dieses Übereinkommens ausgehandelt worden, aber noch
nicht endgültig oder vorläufig in Kraft getreten , so kann
der Rat durch besondere Abstimmung dieses Überein­
kommens bis zum endgültigen oder vorläufigen Inkraft­
treten des neuen Übereinkommens verlängern .

( 4 ) Wird ein neues Übereinkommen ausgehandelt und
tritt es während einer Verlängerungszeit für dieses Über­
einkommen nach Absatz 2 oder Absatz 3 in Kraft , so tritt
dieses verlängerte Übereinkommen mit Inkrafttreten des
neuen Übereinkommens außer Kraft .

( 5 ) Der Rat kann jederzeit durch besondere Abstim­
mung beschließen, dieses Übereinkommen mit -Wirkung
von einem von ihm bestimmten Zeitpunkt außer Kraft zu
setzen .

( 6 ) Ungeachtet des Außerkrafttretens dieses Überein­
kommens bleibt der Rat höchstens 18 Monate weiterbe­
stehen , um die Auflösung der Organisation , einschließlich
der Kontenabrechnung, durchzuführen; vorbehaltlich der
einschlägigen Beschlüsse , die durch besondere Abstim­
mung zu fassen sind , hat er während dieser Zeit alle
Befugnisse und Aufgaben , die für diese Zwecke notwen­
dig sind .

( 7 ) Der Rat notifziert dem Verwahrer alle nach diesem
Artikel gefaßten Beschlüsse .

Artikel 47

Vorbehalte

Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zu­
lässig.

Artikel 48

Ergänzende Bestimmungen und Übergangsbestimmungen

( 1 ) Dieses Übereinkommen ist das Folgeübereinkom­
men des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens
von 1983 .

( 2 ) Alle von der Organisation oder einem ihrer Organe
oder in deren Namen nach dem Tropenholz-Übereinkom­
men von 1983 ergriffenen Maßnahmen, die zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Übereinkommens wirksam
sind und bei denen nicht vorgesehen ist , daß sie zu
diesem Zeitpunkt auslaufen, bleiben wirksam, sofern sie
nicht aufgrund dieses Übereinkommens geändert wer­
den .

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Übereinkom­
men an den angegebenen Tagen mit ihrer Unterschrift versehen .

GESCHEHEN zu Genf am 26 . Januar 1994; der arabische , chinesische , englische , französische ,
russische und spanische Wortlaut dieses Übereinkommens ist gleichermaßen , verbindlich .
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ANLAGE A

LISTE DER ERZEUGERLANDER MIT TROPENHOLZVORKOMMEN UND/ODER NACH DER
MENGE GEWICHTETEN TROPENHOLZ-NETTOAUSFUHREN SOWIE VERTEILUNG DER

STIMMEN FÜR DIE ZWECKE DES ARTIKELS 41

Kongo 23
Liberia 23

Malaysia 139
Mexiko 14

Myanmar 33
Panama 10

Papua-Neuguinea 28
Paraguay 11
Peru 25

Philippinen 25
Tansania , Vereinigte Republik 23
Thailand 20

Äquatorialguinea 23
Bolivien 21

Brasilien 133

Costa Rica 9

Cöte d'Ivoire 23

Dominikanische Republik 9
Ecuador 14

El Salvador 9

Gabun 23

Ghana 23

Guyana 14
Honduras 9

Indien 34

Indonesien 170

Kamerun 23

Kolumbien 24

Togo 23
Trinidad und Tobago 9
Venezuela 10

Zaire 23

INSGESAMT 1 000

ANLAGE B

LISTE DER VERBRAUCHERLÄNDER UND VERTEILUNG DER STIMMEN FÜR DIE ZWECKE DES
ARTIKELS 41

Ägypten 14
Afghanistan 10
Algerien 13
Australien 18

Bahrain 11

Bulgarien 10
Chile 10

China 36

Europäische Gemeinschaft ( 302 )
Belgien/Luxemburg 26
Dänemark 11

Deutschland 35

Frankreich 44

Griechenland 13

Irland . 13

Italien 35

Niederlande 40

Portugal 18
Spanien 25
Vereinigtes Königreich 42

Finnland 10

Japan 320
Kanada 12

Nepal 10
Neuseeland 10

Norwegen 10
Österreich 11

Republik Korea 97
Russische Föderation 13

Schweden 10

Schweiz 11

Slowakei 11

Vereinigte Staaten von Amerika 51
INSGESAMT 1 000
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BESCHLUSS Nr. 1 /96 DES ASSOZIATIONSRATES

zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Republik Polen andererseits

vom 16. Juli 1996

über den Erlaß der Durchführungsbestimmungen zu den Wettbewerbsregeln in Artikel 63
Absatz 1 Ziffern i ) und ii ) und Absatz 2 des Europa-Abkommens zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen andererseits sowie
zu Artikel 8 Absatz 1 Ziffern i ) und ii ) und Absatz 2 des diesem Abkommen beigefügten

Protokolls Nr. 2 über EGKS-Erzeugnisse

( 96/494/Euratom, EGKS, EG )

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen andererseits ('),
insbesondere auf Artikel 63 Absatz 3 ,

gestützt auf das diesem Abkommen beigefügte Protokoll Nr . 2 über EGKS-Erzeugnisse ,
insbesondere auf Artikel 8 Absatz 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach dem Inkrafttreten des Europa-Abkommens ist Artikel 63 des Europa-Abkommens an die
Stelle des Artikels 33 des zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäi­
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und der Republik Polen andererseits
geschlossenen Interimsabkommens getreten .

Die Durchführungsbestimmungen zu Artikel 33 Absatz 1 Ziffern i ) und ii ) und Absatz 2 des
Interimsabkommens wurden von dem mit dem Abkommen eingesetzten Gemischten Ausschuß
erlassen .

Zur Gewährleistung der Kontinuität zwischen dem Interimsabkommen und dem Europa­
Abkommen sind diese vom Gemischten Ausschuß des Interimsabkommens erlassenen Durchfüh­
rungsbestimmungen im Rahmen des Europa-Abkommens zu bestätigen .

Auf seiner Tagung am 23 . und 24 . Juni 1994 empfahl der mit dem Europa-Abkommen
eingesetzte Assoziationsausschuß dem Assoziationsrat , diese Bestimmungen im schriftlichen
Verfahren zu bestätigen —

BESCHLIESST :

Einziger Artikel

Die im Anhang zu diesem Beschluß enthaltenen Durchführungsbestimmungen zu den Wettbe­
werbsregeln in Artikel 63 Absatz 1 Ziffern i ) und ii ) und Absatz 2 des Europa-Abkommens zur
Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied­
staaten einerseits und der Republik Polen andererseits sowie zu Artikel 8 Absatz 1 Ziffern i ) und
ii ) und Absatz 2 des diesem Abkommen beigefügten Protokolls Nr . 2 über EGKS-Erzeugnisse
werden angenommen .

Geschehen zu Brüssel am 16 . Juli 1996 .

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

D. SPRING

(M ABl . Nr . L 348 vom 31 . 12 . 1993 , S. 1 .
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ANHANG

DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZU DEN WETTBEWERBSREGELN FÜR UNTERNEHMEN
IN ARTIKEL 63 ABSATZ 1 ZIFFERN i ) UND ii ) UND ABSATZ 2 DES EUROPA-ABKOMMENS
ZWISCHEN DEN EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN UND IHREN MITGLIEDSTAATEN

EINERSEITS UND DER REPUBLIK POLEN ANDERERSEITS

Artikel 1

Allgemeiner Grundsatz

Fälle von Vereinbarungen zwischen Unternehmen , von Beschlüs­
sen von Unternehmensvereinigungen und von aufeinander abge­
stimmten Verhaltensweisen , die eine Verhinderung, Einschrän­
kung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder
bewirken , und Fälle der mißbräuchlichen Ausnutzung einer
beherrschenden Stellung im gesamten Gebiet der Gemeinschaft
oder Polens oder in einem wesentlichen Teil desselben , durch die
der Handel zwischen der Gemeinschaft und Polen beeinträchtigt
werden kann , werden gemäß den Grundsätzen in Artikel 63
Absätze 1 und 2 des Europa-Abkommens geregelt .

Diese Fälle werden auf Seiten der Gemeinschaft von der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften ( GD IV ) und auf
Seiten Polens vom polnischen Kartellamt ( AMO ) bearbeitet .

Die Zuständigkeiten der Kommission und des AMO für die
Bearbeitung dieser Fälle ergeben sich aus den bestehenden
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft und Polens, und zwar auch %
wenn diese Vorschriften auf Unternehmen mit Sitz außerhalb des
jeweiligen Gebiets angewandt werden .

Die beiden Behörden regeln die Fälle gemäß ihren eigenen
materiellen Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung der nach­
stehenden Bestimmungen . Bei den einschlägigen materiellen
Rechtsvorschriften der Behörden handelt es sich im Falle der
Kommission um die Wettbewerbsregeln des Vertrags zur Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaft sowie des Vertrags über
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl einschließlich des abgeleiteten Rechts im Bereich des Wett­
bewerbs und im Falle des AMO um das polnische Kartellge­
setz .

2.1.2 . Dies kann insbesondere bei Fällen vorkommen , die

— wettbewerbswidrige Verhaltensweisen im Gebiet der
anderen Behörde umfassen ,

— für Durchsetzungsmaßnahmen der anderen Wettbe­
werbsbehörde von Bedeutung sind ,

— Abhilfemaßnahmen umfassen , die ein Tätigwerden im
Gebiet der anderen Behörde erfordern oder verbieten
würden .

2.1.3 . Die Notifikation gemäß diesem Artikel umfaßt ausrei­
chende Informationen , damit die Vertragspartei , an die
die Notifikation ergeht, eine erste Bewertung der Auswir­
kungen auf ihre Interessen vornehmen kann . Kopien der
Notifikation werden dem Assoziationsrat regelmäßig
übermittelt .

2.1.4 . Die Notifikation erfolgt im voraus so schnell wie möglich
und spätestens in einem Stadium der Untersuchung, das
noch so weit von der Annahme einer Regelung oder
Entscheidung entfernt ist , daß Stellungnahmen oder Kon­
sultationen erleichtert werden und die handelnde Behörde
die Stellungnahme der anderen Behörden berücksichtigen
und diejenigen Abhilfemaßnahmen treffen kann , die sie
im Einklang mit ihren eigenen Rechtsvorschriften im
fraglichen Fall für durchführbar hält .

2.2 . Konsultation und Grundsatz des guten Ein­
vernehmens

Ist die Kommission oder das AMO der Auffassung, daß
wettbewerbswidrige Verhaltensweisen im Gebiet der
anderen Behörde wichtige Interessen der jeweiligen Ver­
tragspartei erheblich beeinträchtigen , so kann sie/es um
Konsultationen mit der anderen Behörde ersuchen oder
die Wettbewerbsbehörde der anderen Vertragspartei auf­
fordern , geeignete Verfahren zur Einführung von Abhilfe­
maßnahmen im Einklang mit deren Wettbewerbsrecht
einzuleiten . Dies berührt nicht Maßnahmen nach dem
Wettbewerbsrecht der ersuchenden Vertragspartei und
beschränkt nicht die volle Freiheit der ersuchten Behörde
beim Treffen der endgültigen Entscheidung .

2.3 . Suche nach einer einvernehmlichen Lösung

Die ersuchte Wettbewerbsbehörde prüft die Stellungnah­
men und das Tatsachenmaterial der ersuchenden Behörde
eingehend und wohlwollend , und zwar insbesondere die
Art der fraglichen wettbewerbswidrigen Verhaltenswei­
sen , der betroffenen Unternehmen sowie der angeblich
schädlichen Auswirkungen auf die wichtigen Interessen
der ersuchenden Vertragspartei .

Unbeschadet ihrer Rechte und Pflichten bemühen sich die
an den Konsultationen nach diesem Artikel beteiligten
Wettbewerbsbehörden , unter Berücksichtigung der jewei­
ligen wichtigen Interessen eine für beide Seiten annehm­
bare Lösung zu finden .

WIRTSCHAFTLICHE VORGANGE IM RAHMEN
DES EG-VERTRAGS

Artikel 2

Zuständigkeit beider Wettbewerbsbehörden

Fälle nach Artikel 63 des Europa-Abkommens, die sowohl den
Gemeinschaftsmarkt als auch den polnischen Markt berühren
können und unter die Zuständigkeit beider Wettbewerbsbehör­
den fallen können, werden von der Kommission und dem AMO
im Einklang mit diesem Artikel bearbeitet .

2.1 . Notifikation

2.1.1 . Die Wettbewerbsbehörden notifizieren einander die Fälle ,
die sie bearbeiten, wenn diese nach dem allgemeinen
Grundsatz des Artikels 1 offenbar auch unter die Zustän­
digkeit der anderen Behörde fallen .
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Dieselben Grundsätze gelten auch bei anderen wesentlichen
Veränderungen in der Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft
oder Polens .

Artikel 3

Zuständigkeit einer einzigen Wettbewerbsbehörde

3.1 . Fälle , die gemäß dem Grundsatz des Artikels 1 unter die
ausschließliche Zuständigkeit einer einzigen Wettbe­
werbsbehörde fallen und wichtige Interessen der anderen
Vertragspartei berühren können, werden gemäß Artikel 2
und unter Berücksichtigung der nachstehenden Grund­
sätze behandelt .

3.2 . Leitet eine der Wettbewerbsbehörden eine Untersuchung
oder ein Verfahren in einem Fall ein , der wichtige Inter­
essen der anderen Vertragspartei berührt , so notifiziert
die handelnde Behörde diesen Fall der anderen Behörde ,
und zwar ohne förmliches Ersuchen der letzteren .

Artikel 4

Ersuchen um Informationen

Stellt die Wettbewerbsbehörde einer Vertragspartei fest , daß ein
Fall , der auch beziehungsweise ausschließlich unter die Zustän­
digkeit der anderen Behörde fällt , wichtige Interessen dieser
Vertragspartei berührt, so kann sie die handelnde Behörde um
Informationen über diesen Fall ersuchen .

Die handelnde Behörde übermittelt soweit möglich ausreichende
Informationen in einem Stadium des Verfahrens, das noch so
weit von der Annahme einer Entscheidung oder Regelung ent­
fernt ist, daß die Stellungnahmen der ersuchenden Behörde
berücksichtigt werden können .

Artikel 7

Fusionskontrolle

Bei Unternehmenszusammenschlüssen , die unter die Verordnung
( EWG ) Nr . 4064/89 des Rates vom 21 . Dezember 1989 über die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (') fallen und
erhebliche Auswirkungen auf die polnische Wirtschaft haben ,
kann das AMO während des Verfahrens unter Berücksichtigung
der in der Verordnung vorgesehenen Fristen Stellung nehmen .
Die Kommission wird diese Stellungnahme gebührend berück­
sichtigen .

Artikel 8

Vorgänge von geringer Bedeutung

8.1 . Wettbewerbswidrige Verhaltensweisen , deren Auswirkun­
gen auf den Handel zwischen den Vertragsparteien oder
auf den Wettbewerb unerheblich sind , fallen nicht unter
Artikel 63 Absatz 1 des Europa-Abkommens und sind
daher nicht gemäß den Artikeln 2 bis 6 dieser Durchfüh­
rungsbestimmungen zu regeln .

8.2 . In der Regel wird davon ausgegangen , daß Auswirkungen
unerheblich im Sinne von 8.1 sind , wenn

— der gesamte jährliche Umsatz der beteiligten Unterneh­
men 200 Mio . ECU nicht überschreitet und

— die Waren oder Dienstleistungen , die Gegenstand der
Vereinbarung sind , zusammen mit den sonstigen Waren
oder Dienstleistungen der beteiligten Unternehmen , die
von den Verbrauchern aufgrund ihrer Eigenschaften ,
ihrer Preise und ihres Verwendungszwecks als gleichar­
tig angesehen werden , nicht mehr als 5 v . H. des
gesamten Marktes für solche Waren oder Dienstleistun­
gen im Gebiet des von der Vereinbarung betroffenen
Gemeinsamen Marktes bzw . des von der Vereinbarung
betroffenen polnischen Marktes ausmachen .

Artikel 9

Assoziationsrat

9.1 . In den Fällen, in denen die Verfahren nach den Artikeln 2
und 3 mcht zu einer für beide Seiten annehmbaren Lösung
führen, sowie in den anderen ausdrücklich in diesen Durch­
führungsbestimmungen genannten Fällen findet auf Ersu­
chen einer Vertragspartei innerhalb von drei Monaten nach
diesem Ersuchen ein Meinungsaustausch im Assoziationsrat
statt .

9.2 . Nach diesem Meinungsaustausch oder nach Ablauf der
unter 9.1 genannten Frist kann der Assoziationsrat unbe­
schadet des Artikels 63 Absatz 6 des Europa-Abkommens
geeignete Empfehlungen für die Regelung dieser Fälle aus­
sprechen . Hat die ersuchte Behörde der ersuchenden
Behörde ihre Stellungnahme nicht innerhalb der unter 9.1
genannten Frist übermittelt , so kann der Assoziationsrat
diese Tatsache in den vorgenannten Empfehlungen berück­
sichtigen .

Artikel 5

Geheimhaltung und Vertraulichkeit von Informationen

5.1 . Nach Artikel 63 Absatz 7 des Europa-Abkommens ist
keine der Wettbewerbsbehörden verpflichtet , der anderen
Behörde Informationen zu übermitteln , deren Preisgabe
gegenüber der ersuchenden Behörde gemäß den Rechtsvor­
schriften der Behörde, die im Besitz der Informationen ist ,
verboten oder mit wichtigen Interessen der Vertragspartei
unvereinbar ist, deren Behörde im Besitz der Informationen
ist .

5.2 . Jede Behörde wahrt soweit wie möglich die Vertraulichkeit
von Informationen, die ihr von der anderen Behörde ver­
traulich übermittelt werden .

Artikel 6

Gruppenfreistellungen

Bei der Anwendung von Artikel 63 des Europa-Abkommens
gemäß den Artikeln 2 und 3 dieser Durchführungsbestimmungen
stellen die Wettbewerbsbehörden sicher, daß die Grundsätze der
in der Gemeinschaft geltenden Gruppenfreistellungsverordnun­
gen in vollem Umfang angewendet werden . Das AMO wird über
alle Verfahren im Zusammenhang mit der Annahme , der Aufhe­
bung oder der Änderung von Gruppenfreistellungen durch die
Gemeinschaft unterrichtet .

Werden auf polnischer Seite erhebliche Einwände gegen solche
Gruppenfreistellungsverordnungen erhoben, so finden unter
Berücksichtigung der in den Europa-Abkommen vorgesehenen
Rechtsangleichung Konsultationen im Assoziationsrat im Ein­
klang mit Artikel 9 dieser Durchführungsbestimmungen statt .

(') ABl . Nr . L 395 vom 30 . 12 . 1989 , S. 1 . Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung ( EWG ) Nr . 2367/90 ( ABl . Nr . L 219 vom
14 . 8 . 1990 , S. 5 ).
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9.3 . Diese Verfahren im Assoziationsrat berühren nicht die
Maßnahmen gemäß dem im Gebiet der Vertragsparteien
jeweils geltenden Wettbewerbsrecht .

WIRTSCHAFTLICHE VORGANGE IM RAHMEN DES
EGKS-VERTRAGS

Artikel 1 1

Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl ( EGKS )

Die Artikel 1 bis 6 sowie 8 bis 10 gelten auch für den Kohle­
und Stahlsektor gemäß Protokoll Nr . 2 des Europa-Abkom­
mens .

Artikel 10

Negativer Zuständigkeitskonflikt

Wenn sowohl die Kommission als auch das AMO der Auffas­
sung sind , daß keiner von ihnen für die Bearbeitung eines Falles
auf der Grundlage ihrer jeweiligen Rechtsvorschriften zuständig
ist , findet im Assoziationsrat auf Antrag ein Meinungsaustausch
statt . Die Gemeinschaft und Polen bemühen sich , unter Berück­
sichtigung der jeweils betroffenen wichtigen Interessen mit
Unterstützung des Assoziationsrates , der geeignete Empfehlungen
aussprechen kann , eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu
finden; dies berührt nicht Artikel 63 Absatz 6 des Europa­
Abkommens sowie die Rechte der einzelnen Mitgliedstaaten der
Europäischen Gemeinschaften gemäß ihren Wettbewerbsregeln .

Artikel 12

Amtshilfe ( Sprachen )

Die Kommission und das AMO treffen praktische Vereinbarun­
gen über die Amtshilfe oder andere geeignete Lösungen insbeson­
dere im Bereich der Ubersetzungen .
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BESCHLUSS Nr. 2/96 DES ASSOZIATIONSRATES

zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Republik Polen andererseits

vom 16. Juli 1996

über die Festlegung der von der Republik Polen erhobenen Einfuhrabgaben auf die in
Anhang III des Protokolls Nr. 3 zum Europa-Abkommen aufgeführten Erzeugnisse mit

Ursprung in der Gemeinschaft

( 96/495/Euratom, EGKS , EG )

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen andererseits ('),
insbesondere auf die Artikel 1 und 4 des Protokolls Nr . 3 ,

in der Erwägung, daß sich die Republik Polen gemäß dem genannten Protokoll verpflichtet hat,
sowohl die landwirtschaftliche Komponente als auch die nichtlandwirtschaftliche Komponente
festzulegen , die auf die Einfuhren der unter das genannte Protokoll fallenden Erzeugnisse mit
Ursprung in der Gemeinschaft angewandt wird , und die nichtlandwirtschaftliche Komponente
spätestens bis zum 1 . Januar 1999 zu beseitigen —

BESCHLIESST :

Einziger Artikel

Die Abgaben, die bei der Einfuhr in die Republik Polen auf die in Anhang III des Protokolls
Nr . 3 aufgeführten landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse mit Ursprung in der Gemein­
schaft zu erheben sind, sind im Anhang dieses Beschlusses aufgeführt .

Geschehen zu Brüssel am 16 . Juli 1996 .

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

D. SPRING

o ABl . Nr . L 348 vom 31 . 12 . 1993 , S. 2 .
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ANHANG

(in % )

Nr. des polnischen
Zolltarifs

Wertzollsatz
ab 1 . 7 . 1995

Nichtlandwirtschaftliche Komponente Wertzollsatz mit Ermäßigung der
nichtlandwirtschaftlichen Komponente

1995 1996 1997 1998 1999 1995 1996 1997 1998 1999

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

0403

0403 10 510 34 12 10 7 4 0 34 32 29 26 22
0403 10 530 34 12 10 7 4 0 34 32 29 26 22
0403 10 590 34 12 10 7 4 0 34 32 29 26 22
0403 10 910 34 22 18 13 8 0 34 30 25 20 12
0403 10 930 34 25 21 16 11 0 34 30 25 20 9
0403 10 990 34 23 19 14 9 0 34 30 25 20 11

0403 90 710 34 12 10 7 4 0 34 32 29 26 22
0403 90 730 34 12 10 7 4 0 34 32 29 26 22
0403 90 790 34 14 10 7 4 0 34 30 27 24 20
0403 90 910 34 21 17 14 11 0 34 30 27 24 13
0403 90 930 34 26 22 19 16 0 34 30 27 24 8

0403 90 990 34 21 17 14 11 0 34 30 27 24 13

0710

0710 40 000 17 11 8 5 0 0 17 14 11 6 6

0711

0711 90 300 12 8 6 4 0 0 12 10 8 4 4

1302

1302 31 000 12 12 10 5 0 0 12 10 5 0 0

1704

1704 10 110 25 19 14 9 5 0 25 20 15 11 6
1704 10 190 25 17 13 8 4 0 25 21 16 12 8
1704 10 910 24 20 15 10 5 0 24 19 14 9 4

1704 10 990 25 17 13 8 4 0 25 21 16 12 8

1704 90 300 33 20 15 10 5 0 33 28 23 18 13
1704 90 550 29 23 17 11 5 0 29 23 17 11 6

1803

1803 10 000 14 8 6 3 0 0 14 12 9 6 6
1803 20 000 14 8 6 3 0 0 14 12 9 6 6

1804 00 000 14 8 6 3 0 0 14 12 9 6 6

1805 00 000 23 7 5 3 0 0 23 21 19 16 16

1902

1902 11 000 39 11 10 6 3 0 39 38 34 31 28

1902 19 100 39 27 26 14 7 0 39 38 26 19 12

1902 19 900 39 27 26 14 7 0 39 38 26 19 12

1902 20 910 39 36 35 18 9 0 39 38 21 12 3

1902 20 990 39 33 32 17 8 0 39 38 23 14 6

1902 30 100 39 25 24 13 6 0 . 39 38 27 20 14
1902 30 900 39 36 35 18 9 0 39 38 21 12 3

1902 40 100 33 25 19 12 6 0 33 27 20 14 8

1902 40 900 32 28 21 14 7 0 32 25 18 11 4

1903 00 000 17 8 6 4 2 0 17 15 13 11 9
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Nr. des polnischen
Zolltarifs

Wertzollsatz
ah 1 . 7 . 1995 Nichtlandwirtschaftliche Komponente Wertzollsatz mit Ermäßigung der

nichtlandwirtschaftlichen Komponente

1995 1996 1997 1998 1999 1995 1996 1997 1998 1999

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

2001

2001 90 300 23 15 10 5 0 0 23 18 13 8 8
2001 90 400 24 20 15 10 5 0 24 19 14 9 4

2004

2004 90 100 24 15 10 5 0 0 24 19 14 9 9

2008

2008 11 100 31 16 12 8 4 0 31 27 23 19 15

2008 91 000 29 24 18 12 6 0 29 23 17 11 5

2008 99 850 31 13 8 4 0 0 31 26 22 18 18
2008 99 910 28 24 18 12 6 0 28 22 16 10 4

2101

2101 11 110 23 16 12 8 4 0 23 19 17 12 7
2101 11 190 23 16 12 8 4 0 23 19 17 12 7

2101 12 910 23 16 12 8 4 0 23 19 17 12 7

2101 12 980 23 11 9 6 3 0 23 21 18 15 12

2101 20 200 23 4 2 0 0 0 23 21 19 19 19

2101 20 920 23 11 9 6 3 0 23 21 18 15 12

2101 20 980 23 11 9 6 3 0 23 21 18 15 12

2101 30 110 24 24 18 12 6 0 24 18 12 6 0

2101 30 190 24 24 18 12 6 0 24 18 12 6 0

2101 30 910 24 24 18 12 6 0 24 18 12 6 0

2101 30 990 28 24 18 12 6 0 28 22 16 10 4

2102

2102 10 100 39 14 12 7 3 0 39 37 32 28 25

2102 10 310 39 7 6 4 2 0 39 38 36 34 32

2102 10 390 39 7 6 4 2 ' 0 39 38 36 34 32

2102 10 900 39 11 10 6 3 0 39 38 34 31 28

2102 20 110 19 3 2 1 0 0 19 18 17 16 16

2102 20 190 19 1 0 0 0 0 19 18 18 18 18

2102 20 900 19 1 0 0 0 0 19 18 18 18 18

2102 30 000 29 4 3 2 1 0 29 28 27 26 25

2103

2103 10 000 19 8 7 5 2 0 19 18 16 13 11

2106

2106 90 100 19 9 7 5 2 0 19 17 15 12 10

2203 00 ( y )

2203 00 010 29 23 22 17 11 0 29 28 23 17 6

2203 00 090 29 23 22 17 11 0 29 28 23 17 6

2203 00 100 29 22 21 16 10 0 29 28 23 17 7

2205 ( y )

2205 10 100 29 12 11 6 3 0 29 28 23 20 17
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BESCHLUSS Nr. 3/96 DES ASSOZIATIONSRATES

zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Republik Polen andererseits

vom 16. Juli 1996

zur Beilegung der Streitigkeiten zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der Republik
Polen betreffend Häute und Felle im Einklang mit Artikel 105 Absätze 1 und 2 des
Europa-Abkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten

einerseits und der Republik Polen andererseits

( 96/496/Euratom, EGKS, EG )

1995 in Brüssel vorgeschlagen hat , die Quote für 1995
auf 13 500 t aufzustocken,

eingedenk dessen , daß beide Seiten der Anwendung von
Artikel 105 Absatz 4 des Europa-Abkommens zuge­
stimmt haben , da die Republik Polen den Vorschlag der
Gemeinschaft nicht annehmen konnte und verschiedene
Vorschläge der Republik Polen im Hinblick auf eine
Quotenerhöhung von der Gemeinschaft nicht angenom­
men wurden,

angesichts der Tatsache , daß die Republik Polen und die
Gemeinschaft einander die Bestellung ihres jeweiligen
Schiedsrichters mitgeteilt haben ,

in Anbetracht dessen , daß die Republik Polen zwischen­
zeitlich in ihrem Schreiben vom 18 . März 1996 einen
Kompromißvorschlag betreffend die Aufstellung eines
Zeitplans für die Liberalisierung der Ausfuhren von Häu­
ten und Fellen unterbreitet hat, in dem die endgültige
Aufhebung der Beschränkungen bis spätestens 1 . Januar
1999 in Aussicht genommen und für 1997 eine weitere
Prüfung dieser Frage vorgesehen wird , um den Prozeß der
vollständigen Liberalisierung um ein Jahr zu verkürzen ,

in Kenntnis dessen , daß beide Seiten in Anbetracht der
Sachlage beschlossen haben, das Schlichtungsverfahren
gemäß Artikel 105 Absatz 4 des Europa-Abkommens zu
beenden und die Streitigkeit gemäß Artikel 105 Absatz 2
beizulegen —-

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer
Assoziation zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik
Polen andererseits , im folgenden „ Europa-Abkommen "
genannt, insbesondere auf Artikel 105 ,

in der Erwägung, daß der Assoziationsrat nach Arti­
kel 105 Absätze 1 und 2 des Europa-Abkommens jede
Streitigkeit in bezug auf die Anwendung oder die Ausle­
gung des Europa-Abkommens durch Beschluß beilegen
kann ,

in Anbetracht des Umstands , daß die Republik Polen
angesichts der bedenklichen Knappheit an Rohstoff bei
Häuten und Fellen am 1 . Januar 1994 unter Berufung auf
Artikel 31 des Europa-Abkommens die Ausfuhrquote für
Häute und Felle für 1994 und 1995 auf 1 400 t und für
1996 auf 3 000 t festgesetzt hat,

eingedenk dessen , daß die Gemeinschaft die Republik
Polen auf der ersten Tagung des Assoziationsrates am 23 .
und 24 . Juni 1994 in Warschau ersucht hat, die Quote
für 1994 auf 15 000 t und für 1995 auf 20 000 t zu
erhöhen, um im Einklang mit dem Europa-Abkommen
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den von der Repu­
blik Polen getroffenen Maßnahmen und der herrschenden
tatsächlichen Rohstoffknappheit aufrechtzuerhalten ,

in Anbetracht des Umstands , daß die Republik Polen die
Gemeinschaft davon unterrichtet hat, daß die Beschrän­
kung wegen der herrschenden Knappheit nur vorüberge­
hend eingeführt worden sei und aufgehoben werde ,
sobald die Gründe für ihre Einführung nicht mehr gege­
ben seien ,

eingedenk dessen, daß die beiden Parteien in dieser Frage
kein Einvernehmen erzielt haben,

eingedenk der Tatsache , daß die Gemeinschaft dem Asso­
ziationsrat mit Schreiben vom 28 . Juli 1994 diese Angele­
genheit gemäß Artikel 105 Absatz 1 des Europa-Abkom­
mens unterbreitet hat, damit dieser die Streitigkeit bei­
legt ,

in Anbetracht des Umstands , daß die Gemeinschaft auf
der zweiten Tagung des Assoziationsrates am 17 . Juli

BESCHLIESST :

Artikel 1

Die jährliche Quote für Ausfuhren von Häuten und
Fellen aus der Republik Polen , die von der Republik
Polen für 1996 auf eine Menge von 3 000 t festgesetzt
wurde , wird für diese Erzeugnisse für 1996 auf 10 000 t,
für 1997 auf 12 000 t und für 1998 auf 15 000 t
aufgestockt . Die Republik Polen wird die Beschränkung
für die Ausfuhr von Häuten und Fellen zum 1 . Januar
1999 beseitigen .
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Felle in Höhe von 10 000 t mit Wirkung vom 1 . Januar
1 996 .

Artikel 2

Der Assoziationsrat wird die Lage im ersten Quartal
1997 erneut prüfen , um die Möglichkeit einer Beseitigung
der Beschränkung der Ausfuhr von Häuten und Fellen
zum 1 . Januar 1998 zu bewerten . Geschehen zu Brüssel am 16 . Juli 1996

Artikel 3 Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

D. SPRING
Dieser Beschluß tritt am Tage seiner Annahme in Kraft .
Jedoch gilt die für 1996 festgesetzte Quote für Häute und
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BESCHLUSS Nr. 4/96 DES ASSOZIATIONSRATES

zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der
Republik Polen andererseits

vom 16 . Juli 1996

zur Änderung des Protokolls Nr. 4 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit
Ursprung in " oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der Zusammenarbeit der

Verwaltungen

( 96/497/Euratom, EGKS, EG )

DER ASSOZIATIONSRAT —

gestützt auf das Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europäischen
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Polen andererseits ( ] ), das
am 16 . Dezember 1991 in Brüssel unterzeichnet wurde , insbesondere auf Artikel 32 des
Protokolls Nr . 4 ,

in der Erwägung, daß sich bei der Auslegung der Kumulierungsbestimmungen im Anfangsteil
des Protokolls Nr . 4 nach Inkrafttreten des Europa-Abkommens eine Reihe technischer
Schwierigkeiten ergab,

in der Erwägung, daß sich eine Änderung der genannten Bestimmungen als notwendig erwiesen
hat und es aus formalen und praktischen Gründen zweckmäßig erscheint, den gesamten
Wortlaut des Protokolls durch einen neuen Wortlaut zu ersetzen —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Artikel 1 bis 38 sowie Anhang I des Protokolls Nr . 4 zum Europa-Abkommen vom 16 . Dezem­
ber 1991 werden durch den beigefügten Wortlaut ersetzt .

Artikel 2

Dieser Beschluß tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach dem Monat seiner Annahme in
Kraft .

Geschehen zu Brüssel am 16 . Juli 1996 .

Im Namen des Assoziationsrates

Der Präsident

D. SPRING

(') ABl . Nr . L 348 vom 31 . 12 . 1993 , S. 2 .
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PROTOKOLL Nr. 4

über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in " oder „ Ursprungserzeugnisse"
und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen

TITEL I

BESTIMMUNG DES BEGRIFFS „ ERZEUGNISSE MIT
URSPRUNG IN" ODER „ URSPRUNGSERZEUGNISSE'

die durchgeführten Be- oder Verarbeitungen über die
Behandlungen im Sinne des Artikels 5 Absatz 3 dieses
Protokolls hinausgehen .

Artikel 1

Ursprungskriterien

Für die Zwecke des Abkommens gelten unbeschadet der
Artikel 2 und 3 dieses Protokolls

1 . als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft

a ) Erzeugnisse , die im Sinne des Artikels 4 dieses
Protokolls vollständig in der Gemeinschaft gewon­
nen oder hergestellt worden sind ;

b ) Erzeugnisse , die in der Gemeinschaft unter Ver­
wendung von Vormaterialien hergestellt worden
sind , die dort nicht vollständig gewonnen oder
hergestellt worden sind , vorausgesetzt , daß diese
Vormaterialien in der Gemeinschaft im Sinne des
Artikels 5 dieses Protokolls ausreichend be- oder
verarbeitet worden sind ;

2 . als Ursprungserzeugnisse Polens

a ) Erzeugnisse , die im Sinne des Artikels 4 dieses
Protokolls vollständig in Polen gewonnen oder
hergestellt worden sind ;

b ) Erzeugnisse , die in Polen unter Verwendung von
Vormaterialien hergestellt worden sind , die dort
nicht vollständig gewonnen oder hergestellt wor­
den sind , vorausgesetzt, daß diese Vormaterialien
in Polen im Sinne des Artikels 5 dieses Protokolls
ausreichend be- oder verarbeitet worden sind .

Artikel 3

Kumulierung mit Ursprungserzeugnissen Ungarns ,
der Tschechischen Republik oder der Slowakischen

Republik

( 1 ) a ) Unbeschadet des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b )
sowie der Absätze 2 und 4 gelten Vormaterialien ,
die im Sinne der Protokolle Nr . 4 zu den Abkom­
men zwischen der Gemeinschaft und Ungarn , der
Tschechischen Republik bzw . der Slowakischen
Republik Ursprungserzeugnisse dieser Länder
sind , als Vormaterialien mit Ursprung in der
Gemeinschaft, ohne daß sie dort ausreichend be­
oder verarbeitet worden sein müssen , sofern die
durchgeführten Be - oder Verarbeitungen über die
Behandlungen im Sinne des Artikels 5 Absatz 3
dieses Protokolls hinausgehen .

b ) Unbeschadet des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe b )
sowie der Absätze 2 und 4 gelten Vormaterialien ,
die im Sinne der Protokolle Nr . 4 zu den Abkom­
men zwischen der Gemeinschaft und Ungarn , der
Tschechischen Republik bzw . der Slowakischen
Republik Ursprungserzeugnisse dieser Länder
sind , als Vormaterialien mit Ursprung in Polen ,
ohne daß sie dort ausreichend be- oder verarbeitet
worden sein müssen , sofern die durchgeführten
Be - oder Verarbeitungen über die Behandlungen
im Sinne des Artikels 5 Absatz 3 dieses Protokolls
hinausgehen .

( 2 ) Erzeugnisse , die die Ursprungseigenschaft nach
Absatz 1 erworben haben, bleiben Ursprungserzeugnisse
der Gemeinschaft bzw . Polens nur dann, wenn der dort
erzielte Wertzuwachs den Wert der verwendeten
Ursprungserzeugnisse Ungarns , der Tschechischen Repu­
blik bzw . der Slowakischen Republik übersteigt . Anderen­
falls gelten die betreffenden Erzeugnisse für die Zwecke
dieses Abkommens oder der Abkommen zwischen der
Gemeinschaft und Ungarn , der Tschechischen Republik
bzw . der Slowakischen Republik oder der Abkommen
zwischen Polen und Ungarn und der Tschechischen Repu­
blik und der Slowakischen Republik als Ursprungserzeug­
nisse Ungarns , der Tschechischen Republik oder der
Slowakischen Republik , je nachdem, in welchem dieser
Länder der Wert der mitverarbeiteten Ursprungserzeug­
nisse am höchsten ist .

Bei dieser Anrechnung werden Vormaterialien mit
Ursprung in Ungarn , der Tschechischen Republik bzw .
der Slowakischen Republik , die in der Gemeinschaft oder

Artikel 2

Bilaterale Kumulierung

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe b )
gelten Vormaterialien , die im Sinne dieses Protokolls
Ursprungserzeugnisse Polens sind , als Vormaterialien mit
Ursprung in der Gemeinschaft, ohne daß sie dort ausrei­
chend be- oder verarbeitet worden sein müssen , sofern
die durchgeführten Be - oder Verarbeitungen über die
Behandlungen im Sinne des Artikels 5 Absatz 3 dieses
Protokolls hinausgehen .

( 2 ) Unbeschadet des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe b )
gelten Vormaterialien , die im Sinne dieses Protokolls
Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft sind , als Vorma­
terialien mit Ursprung in Polen , ohne daß sie dort ausrei­
chend be- oder verarbeitet worden sein müssen , sofern
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in Polen be- oder verarbeitet worden sind , nicht berück­
sichtigt .

( 3 ) Als „Wertzuwachs " gilt der „ Ab-Werk-Preis " der
Erzeugnisse abzüglich des Zollwerts aller verwendeten
Vormaterialien , die nicht Ursprungserzeugnisse des Lan­
des oder der Gruppe von Ländern sind , in dem diese
Erzeugnisse hergestellt werden .

( 4 ) Für die Zwecke dieses Artikels gelten den
Ursprungsregeln dieses Protokolls entsprechende Ur­
sprungsregeln für den Warenverkehr zwischen der
Gemeinschaft und Ungarn , der Tschechischen Republik
bzw . der Slowakischen Republik , zwischen Polen und den
drei genannten Ländern sowie zwischen diesen drei Län­
dern untereinander .

— die mindestens zur Hälfte Eigentum von Staatsange­
hörigen Polens , der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
oder einer Gesellschaft sind , deren Hauptsitz in einem
dieser Staaten oder in Polen gelegen ist und bei
welcher der oder die Geschäftsführer, der Vorsitzende
des Vorstands oder Aufsichtsrats und die Mehrheit
der Mitglieder dieser Organe Staatsangehörige Polens
oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft sind und
— im Fall von Personengesellschaften oder Gesell­
schaften mit beschränkter Haftung — außerdem das
Geschäftskapital mindestens zur Hälfte den betreffen­
den Staaten oder Polen oder öffentlich-rechtlichen
Körperschaften oder Staatsangehörigen dieser Staaten
gehört ;

— deren Schiffsführung aus Staatsangehörigen Polens
oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft besteht ;

— deren Besatzung zu mindestens 75 % aus Staatsange­
hörigen Polens oder der Mitgliedstaaten der Gemein­
schaft besteht .

( 3 ) Die Begriffe „ Polen " und „ Gemeinschaft " umfas­
sen auch die Hoheitsgewässer Polens und der Mitglied­
staaten der Gemeinschaft .

Hochseegängige Schiffe einschließlich der Fabrikschiffe ,
auf denen die durch Fischfang gewonnenen Erzeugnisse
be - oder verarbeitet werden , gelten als Teil des Gebiets
der Gemeinschaft oder Polens , wenn sie die Vorausset­
zungen des Absatzes 2 erfüllen .

Artikel 4

Vollständig gewonnene oder hergestellte Erzeugnisse

( 1 ) Im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe a ) und
Absatz 2 Buchstabe a ) gelten als in der Gemeinschaft
oder in Polen „ vollständig gewonnen oder hergestellt ":

a ) mineralische Erzeugnisse , die dort aus dem Boden
oder dem Meeresgrund gewonnen worden sind ;

b ) pflanzliche Erzeugnisse , die dort geerntet worden
sind ;

c ) lebende Tiere , die dort geboren worden oder ausge­
schlüpft sind und dort aufgezogen wurden ;

d ) Erzeugnisse , die von dort gehaltenen lebenden Tieren
gewonnen worden sind ;

Artikel 5

In ausreichendem Maße verarbeitete Erzeugnisse

( 1 ) Für die Zwecke des Artikels 1 gelten vorbehaltlich
der Absätze 2 und 3 Vormaterialien ohne Ursprungsei­
genschaft als ausreichend be- oder verarbeitet , wenn das
hergestellte Erzeugnis in eine andere Position einzureihen
ist als die Position , in die jedes einzelne bei der Herstel­
lung verwendete Vormaterial ohne Ursprungseigenschaft
einzureihen ist .

Die in diesem Protokoll verwendeten Begriffe „ Kapital "
und „ Position " bedeuten die Kapitel und die ersten vier
Stellen der Positionen der Nomenklatur des Harmonisier­
ten Systems zur Bezeichnung und Codierung der Waren
( im folgenden als „ Harmonisiertes System" oder „ HS "
bezeichnet ).

Unter dem Begriff „ einreihen " ist die Einreihung von
Erzeugnissen oder Vormaterialien in eine bestimmte Posi­
tion zu verstehen .

( 2 ) Bei einem in den Spalten 1 und 2 der Liste des
Anhangs II genannten Erzeugnis müssen anstelle der
Voraussetzungen des Absatzes 1 die für dieses Erzeugnis
in der Spalte 3 festgelegten Voraussetzungen erfüllt wer­
den :

a ) Wird in der Liste des Anhangs II zur Feststellung der
Ursprungseigenschaft eines in der Gemeinschaft oder

e ) Jagdbeute und Fischfänge , die dort erzielt worden
sind ;

f ) Erzeugnisse der Fischerei und andere Meereserzeug­
nisse , die von ihren Schiffen gefangen worden sind ;

g ) Waren, die an Bord ihrer Fabrikschiffe ausschließlich
aus den unter Buchstabe f) genannten Erzeugnissen
hergestellt worden sind ;

h ) Altwaren , die dort gesammelt worden sind und nur
zur Gewinnung von Rohstoffen verwendet werden
können;

i ) Ausschuß und Abfälle , die bei dort durchgeführten
Herstellungsvorgängen anfallen ;

j ) Waren, die dort ausschließlich aus den unter den
Buchstaben a ) bis i ) genannten Erzeugnissen herge­
stellt worden sind .

( 2 ) Der Begriff „ ihre Schiffe " in Absatz 1 Buchstabe f)
ist nur anwendbar auf Schiffe ,

— die in Polen oder in einem Mitgliedstaat der Gemein­
schaft eingetragen oder dort angemeldet sind ;

— die die Flagge Polens oder eines Mitgliedstaats der
Gemeinschaft führen ;
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f) einfaches Zusammenfügen von Teilen von Artikeln zu
einem vollständigen Artikel ;

g ) Zusammentreffen von zwei oder mehr der unter den
Buchstaben a ) bis f) genannten Behandlungen;

h ) Schlachten von Tieren .

Artikel 6

Neutrale Elemente

Bei der Feststellung, ob es sich um Ursprungserzeugnisse
der Gemeinschaft oder Polens handelt , wird der Ursprung
von elektrischer Energie, Brennstoffen , Anlagen und Aus­
rüstung, Maschinen und Werkzeugen, die zur Herstellung
des Erzeugnisses verwendet wurden, oder von bei der
Herstellung verwendeten , aber nicht in die endgültige
Zusammensetzung des Erzeugnisses eingehenden Vorma­
terialien nicht geprüft .

Artikel 7

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeug

Zubehör, Ersatzteile und Werkzeuge, die mit Geräten ,
Maschinen, Apparaten oder Fahrzeugen geliefert werden,
werden mit diesen zusammen als Einheit angesehen , wenn
sie als Bestandteil der Normalausrüstung in deren Preis
enthalten sind oder nicht gesondert in Rechnung gestellt
werden .

in Polen hergestellten Erzeugnisses eine Prozentregel
angewandt, so muß der aufgrund der Be- oder Verar­
beitungen hinzugefügte Wert dem Ab-Werk-Preis die­
ses Erzeugnisses abzüglich des Wertes der in die
Gemeinschaft oder in Polen eingeführten Drittlands­
waren entsprechen .

b ) Der Begriff „ Wert " in der Liste des Anhangs II
bedeutet den Zollwert der verwendeten Vormateri­
alien ohne Ursprungseigenschaft zum Zeitpunkt ihrer
Einfuhr oder , wenn der Zollwert nicht bekannt ist
und nicht festgestellt werden kann, den ersten fest­
stellbaren Preis , der in dem betreffenden Gebiet für
die Vormaterialien gezahlt wird .
Wenn der Wert von verwendeten Vormaterialien mit
Ursprungseigenschaft bestimmt werden muß, gilt der
vorstehende Unterabsatz sinngemäß .

c ) Unter dem Begriff „ Ab-Werk-Preis " in der Liste des
Anhangs II ist der Preis zu verstehen , der dem Her­
steller gezahlt wird , in dessen Unternehmen die letzte
Be - oder Verarbeitung durchgeführt worden ist ,
sofern dieser Preis den Wert aller verwendeten Vor­
materialien umfaßt, abzüglich aller inländischen
Abgaben, die erstattet werden oder erstattet werden
können, wenn das hergestellte Erzeugnis ausgeführt
wird .

d ) Als „ Zollwert " gilt der Wert im Sinne des am
12 . April 1979 in Genf geschlossenen Übereinkom­
mens zur Durchführung des Artikels VII des Allgemei­
nen Zoll- und Handelsabkommens .

( 3 ) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 gelten ohne
Rücksicht darauf, ob ein Wechsel der Position stattgefun­
den hat, folgende Be- oder Verarbeitungen als nicht
ausreichend, um die Ursprungseigenschaft zu verleihen :

a ) Behandlungen, die dazu bestimmt sind, die Ware
während des Transports oder der Lagerung in ihrem
Zustand zu erhalten ( Lüften, Ausbreiten, Trocknen,
Kühlen, Einlegen in Salzlake oder in Wasser mit
Schwefel oder mit einem Zusatz von anderen Stoffen ,
Entfernen verdorbener Teile und ähnliche Behandlun­
gen );

b ) einfaches Entstauben, Sieben, Aussondern , Einordnen,
Sortieren ( einschließlich des Zusammenstellens von
Sortimenten ), Waschen, Anstreichen, Zerschneiden ;

c ) i ) Auswechseln von Umschließungen, Teilen oder
Zusammenstellen von Packstücken;

ii ) einfaches Abfüllen in Flaschen , Fläschchen, Säcke ,
Etuis , Schachteln , Befestigen auf Brettchen usw .
sowie alle anderen einfachen Behandlungen zur
verkaufsmäßigen Aufmachung;

d ) Anbringen von Warenmarken, Etiketten oder anderen
gleichartigen Unterscheidungszeichen auf den Waren
selbst oder auf ihren Umschließungen;

e ) einfaches Mischen von Waren, auch verschiedener
Art, wenn ein oder mehrere Bestandteile der
Mischung nicht den in diesem Protokoll festgelegten
Voraussetzungen entsprechen, um als Ursprungser­
zeugnisse der Gemeinschaft oder Polens zu gelten ;

Artikel 8

Warenzusammenstellungen

Warenzusammenstellungen im Sinne der Allgemeinen
Vorschrift 3 des Harmonisierten Systems gelten als
Ursprungserzeugnisse , wenn alle Bestandteile , aus denen
sie bestehen, Ursprungserzeugnisse sind . Jedoch gilt eine
Warenzusammenstellung, die aus Bestandteilen mit
Ursprungseigenschaft und Bestandteilen ohne Ursprungs­
eigenschaft besteht, in ihrer Gesamtheit als Ursprungs­
erzeugnis , sofern der Wert der Bestandteile ohne
Ursprungseigenschaft 15 % des Ab-Werk-Preises der
Warenzusammenstellung nicht überschreitet .

Artikel 9

Unmittelbare Beförderung

( 1 ) Die Präferenzbehandlung, die im Rahmen dieses
Abkommens bzw . in Fällen nach Artikel 3 Absatz 2 im
Rahmen der Abkommen zwischen der Gemeinschaft und
Ungarn , der Tschechischen Republik bzw . der Slowaki­
schen Republik vorgesehen ist , gilt nur für Erzeugnisse
und Vormaterialien , die zwischen dem Gebiet der
Gemeinschaft und dem Gebiet Polens befördert werden,
ohne dabei ein anderes Gebiet zu berühren . Waren mit
Ursprung in Polen oder in der Gemeinschaft, die eine
einzige Sendung bilden , können jedoch über andere
Gebiete als das Gebiet der Gemeinschaft oder Polens
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Warenverkehrsbescheinigung EUR.l nach dem Muster in
Anhang III zu diesem Protokoll erbracht .

befördert werden, gegebenenfalls auch mit einer Umla­
dung oder vorübergehenden Einlagerung in diesen Gebie­
ten , sofern die Waren unter der zollamtlichen Überwa­
chung der Behörden des Durchfuhr- oder Einlagerungs­
landes geblieben und dort nur ent- oder verladen worden
sind oder eine auf die Erhaltung ihres Zustands gerichtete
Behandlung erfahren haben .

( 2 ) Der Nachweis , daß die in Absatz 1 genannten
Voraussetzungen erfüllt sind , ist erbracht, wenn den
zuständigen Zollbehörden vorgelegt wird :

a ) ein einziges im Ausfuhrland ausgestelltes durchgehen­
des Frachtpapier, mit dem die Beförderung durch das
Durchfuhrland erfolgt ist , oder

b ) eine von den Zollbehörden des Durchfuhrlandes aus­
gestellte Bescheinigung mit folgenden Angaben :
— genaue Warenbeschreibung,
— Zeitpunkt des Ent- und Wiederverladens der

Waren oder der Ein - oder Ausschiffung, unter
Angabe der benutzten Schiffe oder sonstigen
Beförderungsmittel , und

— Bescheinigung über die Bedingungen des Verbleibs
der Waren im Durchfuhrland oder

c ) falls diese Papiere nicht vorgelegt werden können, alle
sonstigen beweiskräftigen Unterlagen .

Artikel 10

Territoriale Kontinuität

Die in diesem Titel I für den Erwerb der Ursprungseigen­
schaft vorgesehenen Bedingungen müssen ohne Unterbre­
chung in der Gemeinschaft oder in Polen erfüllt werden ,
es sei denn, daß die Artikel 2 und 3 zur Anwendung
kommen .

Abgesehen von den Fällen der Artikel 2 und 3 gelten
Ursprungserzeugnisse , die aus der Gemeinschaft oder aus
Polen in ein anderes Land ausgeführt wurden, bei ihrer
Wiedereinfuhr als Waren ohne Ursprungseigerischaft , es
sei denn, es kann den Zollbehörden glaubhaft dargelegt
werden ,

— daß die wiedereingeführten Waren dieselben wie die
ausgeführten Waren sind und

— daß sie dort nur eine auf die Erhaltung ihres Zustan­
des gerichtete Behandlung erfahren haben .

Artikel 12

Normales Verfahren für die Ausstellung von
Warenverkehrsbescheinigungen

( 1 ) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l wird nur
auf schriftlichen Antrag erteilt , der vom Ausführer oder
unter der Verantwortung des Ausführers von seinem
bevollmächtigten Vertreter gestellt worden ist . Dieser
Antrag ist auf einem Vordruck nach dem Muster in
Anhang III zu stellen und gemäß diesem Protokoll auszu­
füllen .

Die Anträge auf Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l
sind von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mindestens
zwei Jahre lang aufzubewahren .

( 2 ) Der Ausführer oder sein Vertreter fügt dem Antrag
alle zweckdienlichen Unterlagen zum Nachweis dafür bei ,
daß für die Ausfuhrwaren eine Warenverkehrsbescheini­
gung EUR.l ausgestellt werden kann .

Er ist verpflichtet , auf Verlangen der zuständigen Behör­
den alle zusätzlichen Nachweise zu erbringen, die diese
für notwendig erachten , um zu prüfen, ob die für die
Präferenzbehandlung in Betracht kommenden Waren tat­
sächlich Ursprungseigenschaft besitzen . Er ist ferner ver­
pflichtet , jede Überprüfung seiner Buchführung und der
Herstellungsbedingungen dieser Erzeugnisse durch die
genannten Behörden zu dulden .

Ausführer sind verpflichtet, die in diesem Absatz genann­
ten Unterlagen mindestens zwei Jahre lang aufzubewah­
ren .

( 3 ) Eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.l darf nur
erteilt werden , wenn sie als Nachweis für die Anwendung
dieses Abkommens oder der Abkommen zwischen der
Gemeinschaft und Ungarn , der Tschechischen Republik
bzw . der Slowakischen Republik benötigt wird .

( 4 ) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l wird von
den Zollbehörden eines Mitgliedstaats der Europäischen
Gemeinschaft erteilt , wenn die Ausfuhrwaren als
Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft im Sinne des
Artikels 1 Absatz 1 oder als Ursprungserzeugnisse
Ungarns , der Tschechischen Republik bzw . der Slowaki­
schen Republik im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 dieses
Protokolls angesehen werden können . Die Warenver­
kehrsbescheinigung EUR.l wird von den Zollbehörden
Polens erteilt , wenn die Ausfuhrwaren als Ursprungser­
zeugnisse Polens im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 oder
als Ursprungserzeugnisse Ungarns , der Tschechischen
Republik bzw . der Slowakischen Republik im Sinne des
Artikels 3 Absatz 2 dieses Protokolls angesehen werden
können .

( 5 ) Gelten die Kumulierungsregeln der Artikel 2 und 3 ,
so dürfen die Zollbehörden der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft oder Polens Warenverkehrsbescheinigungen

TITEL II

NACHWEIS DER URSPRUNGSEIGENSCHAFT

Artikel 1 1

Warenverkehrsbescheinigung EUR.l

Der Nachweis , daß Erzeugnisse die Ursprungseigenschaft
im Sinne dieses Protokolls besitzen , wird durch eine
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( 2 ) Ein LT-Certificate wird gemäß Artikel 12 von den
Zollbehörden des Ausfuhrstaats nach eigenem Ermessen
aufgrund ihrer Beurteilung der Notwendigkeit erteilt ,
jedoch nur dann, wenn sich die Ursprungseigenschaft der
Waren während der Geltungsdauer des LT-Certificate
voraussichtlich nicht ändert . Wenn eine oder mehrere
Waren von dem LT-Certificate nicht mehr erfaßt sind ,
muß der Ausführer die Zollbehörde , die das LT-Certifi­
cate erteilt hat , unverzüglich davon unterrichten .

( 3 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können für
den Fall des Verfahrens des LT-Certificate die Verwen­
dung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l vor­
schreiben, die mit einem Unterscheidungszeichen versehen
sind .

( 4 ) Das Feld Nr . 11 „ Sichtvermerk der Zollbehörde "
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.l ist wie üblich
von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats mit einem Sicht­
vermerk zu versehen .

( 5 ) In das Feld Nr . 7 der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.l ist einer der folgenden Vermerke einzutragen :

EUR.l unter den in diesem Protokoll festgelegten Voraus­
setzungen erteilen , wenn die Ausfuhrwaren als Ur­
sprungserzeugnisse im Sinne dieses Protokolls angesehen
werden können und sich die Waren , auf die sich die
Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l beziehen, in der
Gemeinschaft oder in Polen befinden .

In diesen Fällen werden die Warenverkehrsbescheinigun­
gen EUR.l nur auf Vorlage des zuvor ausgestellten oder
ausgefertigten Ursprungsnachweises erteilt . Dieser Ur­
sprungsnachweis ist von den Zollbehörden des Ausfuhr­
staats mindestens zwei Jahre lang aufzubewahren .

( 6 ) Da die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l der
Nachweis für die Inanspruchnahme der im Abkommen
festgelegten Zollpräferenzbehandlungen ist , achten die
Zollbehörden des Ausfuhrstaats darauf, alle für die Fest­
stellung des Ursprungs der Waren erforderlichen Schritte
zu unternehmen und die anderen Angaben auf der
Bescheinigung zu prüfen .

( 7 ) Die Zollbehörden können zur Prüfung, ob die
Voraussetzungen für die Erteilung von Warenverkehrsbe­
scheinigungen EUR.l erfüllt sind , alle Beweismittel ver­
langen oder alle Kontrollmaßnahmen durchführen, die
ihnen zweckdienlich erscheinen .

( 8 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats achten darauf,
daß die in Absatz 1 genannten Vordrucke ordnungsge­
mäß ausgefüllt werden . Sie überprüfen insbesondere , ob
die Angaben im Feld „Warenbezeichnung" so eingetragen
sind , daß jede Möglichkeit eines mißbräuchlichen Zusat­
zes ausgeschlossen ist . Zu diesem Zweck ist die Warenbe­
zeichnung ohne Zeilenzwischenraum einzutragen . Ist das
Feld nicht vollständig ausgefüllt , so ist unter der letzten
Zeile ein waagerechter Strich zu ziehen und der nicht
ausgefüllte Teil durchzustreichen .

( 9 ) In dem von den Zollbehörden auszufüllenden Teil
der Warenverkehrsbescheinigung ist der Zeitpunkt der
Ausstellung der Bescheinigung anzugeben .

( 10 ) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l wird bei
der Ausfuhr der Erzeugnisse , auf die sie sich bezieht, von
den Zollbehörden des Ausfuhrstaates ausgestellt . Sie wird
zur Verfügung des Ausführers gehalten , sobald die Aus­
fuhr tatsächlich erfolgt oder sichergestellt ist .

„ CERTIFICADO LT VALIDO HASTA EL . . ."

„ LT-CERTIFIKAT GYLDIGT INDTIL ..."

„ LT-CERTIFICATE GÜLTIG BIS ..."

„ niSTOnOIHTIKO LT I2XYON MEXPI

„ LT-CERTIFICATE VALID UNTIL ..."

„ CERTIFICAT LT VALABLE JUSQU'AU ..."
„ CERTIFICATO LT VALIDO FINO AL . . ."

„ LT-CERTIFICAAT GELDIG TOT EN MET

„ CERTIFICADO LT VÁLIDO ATÉ ..."
„ LT-TODISTUS VOIMASSA . . . ASTI "

„ LT-CERTIFIKAT GILTIGT TILL . .

„ LT-SWIADECTWO WAZNE DO . . ."

„ LT-BIZONYITVANY ÉRVÉNYES . . . IG "
„ LT-OSVÉDCENI PLATNÉ DO . . ."
„ LT-OSVEDCENIE PLATNE DO . . ."

( Datum in arabischen Ziffern ).

( 6 ) Es ist nicht erforderlich , in das Feld Nr . 8 und das
Feld Nr . 9 des LT-Certificate Zeichen , Nummern, Anzahl
und Art der Packstücke und Rohgewicht ( kg ) oder andere
Maße ( 1 , m 3 usw.) einzutragen . Das Feld Nr . 8 muß
jedoch eine hinreichend genaue Beschreibung und
Bezeichnung der Waren enthalten , um sie identifizieren zu
können .

( 7 ) Unbeschadet des Artikels 18 muß das LT-Certifi­
cate spätestens zum Zeitpunkt der ersten Einfuhr der
Waren, auf die es sich bezieht, der Einfuhrzollstelle
vorgelegt werden . Nimmt der Einführer die Verzollung
bei verschiedenen Zollstellen des Einfuhrstaats vor , so
können die Zollbehörden von ihm die Vorlage einer
Kopie des LT-Certificate bei jeder dieser Stellen verlan­
gen .

Artikel 13

Langzeit-Certificate EUR.l

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 12 Absatz 10 können die
Zollbehörden des Ausfuhrstaats eine Warenverkehrsbe­
scheinigung EUR.l ausstellen , wenn nur ein Teil der
Erzeugnisse ausgeführt wird , auf die sie sich bezieht , oder
ein sogenanntes „ LT-Certificate ,, für den Fall mehrerer
Ausfuhren der gleichen Erzeugnisse des gleichen Ausfüh­
rers an den gleichen Einführer, die innerhalb eines Zeit­
raums von höchstens einem Jahr nach dem Zeitpunkt der
Ausstellung getätigt werden .
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Artikel 14

Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung
EUR.l

( 1 ) Ausnahmsweise kann die Warenverkehrsbescheini­
gung EUR.l auch nach der Ausfuhr der Erzeugnisse , auf
die sie sich bezieht, ausgestellt werden , wenn sie infolge
eines Irrtums, unverschuldeten Versehens oder besonderer
Umstände bei der Ausfuhr nicht ausgestellt worden ist .

( 2 ) In Fällen nach Absatz 1 muß der Ausführer in dem
Antrag

— den Versandort und -tag der Erzeugnisse angeben, auf
die sich die Warenverkehrsbescheinigung bezieht,

— bestätigen , daß bei der Ausfuhr der betreffenden
Erzeugnisse keine Warenverkehrsbescheinigung EUR.l
ausgestellt worden ist ; die Gründe hierfür sind anzu­
geben .

( 3 ) Die Zollbehörden dürfen eine Warenverkehrsbe­
scheinigung EUR.l nachträglich erst ausstellen , nachdem
sie geprüft haben, ob die Angaben im Antrag des Ausfüh­
rers mit den entsprechenden Unterlagen übereinstimmen .

Nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbescheinigungen
müssen einen der folgenden Vermerke tragen :

( 8 ) Wurde den Zollbehörden ein LT-Certificate vorge­
legt, so wird der Ursprungsnachweis für die eingeführten
Waren während der Geltungsdauer des LT-Certificate
durch Rechnungen erbracht, die folgende Voraussetzun­
gen erfüllen :

a ) Sind auf einer Rechnung Ursprungswaren und Waren
ohne Ursprungseigenschaft aufgeführt, so hat der
Ausführer eine klare Unterscheidung zwischen beiden
Warenarten vorzunehmen;

b ) auf jeder Rechnung hat der Ausführer die Nummer
des für die betreffenden Waren ausgestellten LT­
Certificate und das Ende der Geltungsdauer dieser
Bescheinigung sowie das Ursprungsland bzw . die
Ursprungsländer der Waren anzugeben .

Die Eintragung der Nummer des LT-Certificate in die
Rechnung unter Angabe des Ursprungslandes gilt als
Erklärung des Ausführers , daß die Waren die Voraus­
setzungen dieses Protokolls zur Erlangung des prä­
ferenzbegünstigten Ursprungs erfüllen .

Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können verlan­
gen, daß die Angaben, die nach den vorstehenden
Bestimmungen in die Rechnung einzutragen sind ,
durch die handschriftliche Unterschrift, gefolgt von
der leserlichen Angabe des vollen Namens der unter­
zeichnenden Person, bestätigt werden;

c ) die Beschreibung und Bezeichnung der Waren auf der
Rechnung muß so genau sein , daß eindeutig daraus
hervorgeht, daß die Waren auch in dem LT-Certifi­
cate , auf das sich die Rechnung bezieht, aufgeführt
sind ;

d ) in den Rechnungen dürfen nur Waren aufgeführt sein,
die während der Geltungsdauer des LT-Certificate ,
auf das sie sich beziehen , ausgeführt werden . Die
Rechnungen können der Einfuhrzollstelle jedoch
innerhalb von vier Monaten nach der Ausstellung
durch den Ausführer vorgelegt werden .

( 9 ) Im Rahmen des Verfahrens des LT-Certificate kön­
nen Rechnungen, die die Voraussetzungen dieses Artikels
erfüllen , durch Fernmelde- oder Rechnersysteme ausge­
stellt und/oder übermittelt werden . Diese Rechnungen
werden von den Zollstellen des Einfuhrstaats nach den
von den Zollbehörden dieses Staates festgelegten Bestim­
mungen als Ursprungsnachweis für die eingeführten
Waren anerkannt .

( 10 ) Stellen die Zollbehörden des Ausfuhrstaates fest ,
daß eine gemäß diesem Artikel ausgestellte Bescheinigung
und/oder Rechnung für die gelieferten Waren nicht gültig
ist , so teilen sie dies den Zollbehörden des Einfuhrstaats
unverzüglich mit .

( 11 ) Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft , der
Mitgliedstaaten und Polens über die Zollförmlichkeiten
und die Verwendung von Zollpapieren bleiben unbe­
rührt .

— „ NACHTRÄGLICH AUSGESTELLT", „ DÉLIVRÉ A
POSTERIORI ", „ RILASCIATO A POSTERIORI ",
„ AFGEGEVEN A POSTERIORI ", „ ISSUED RETRO­
SPECTIVELY ", „ UDSTEDT EFTERFØLGENDE",
„ΕΚΔΟΘΕΝ ΕΚ ΤΩΝ ΥΣΤΕΡΩΝ ", „ EXPEDIDO A
POSTERIORI ", „ EMITIDO A POSTERIORI ", „ AN­
NETTU JÄLKIKÄTEEN", „ UTFÄRDAT I EFTER­
HAND ", ,,WYSTAWIONE RETROSPEKTYWNIE",
„ KIADVA VISSZAMENÖLEGES HATÁLLYAL",
„VYSTAVENO DODATECNË", „ VYSTAVENÉ
DODATOCNE".

( 4 ) Die in Absatz 3 genannten Vermerke sind in das
Feld „ Bemerkungen " der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.l einzutragen .

Artikel 15

Ausstellung eines EUR.l -Duplikats

( 1 ) Bei Diebstahl , Verlust oder Vernichtung einer
Warenverkehrsbescheinigung EUR.l kann der Ausführer
bei den Zollbehörden, die die Bescheinigung ausgestellt
haben, schriftlich ein Duplikat beantragen, das diese
anhand der in ihrem Besitz befindlichen Ausfuhrpapiere
ausfertigen .

( 2 ) Dieses Duplikat ist mit einem der folgenden Ver­
merke zu versehen :

„ DUPLIKAT", „ DUPLICATA", „ DUPLICATO ", „ DU­
PLICAAT", „ DUPLICATE", „ ANTITPAOO ", „ DUPLI­
CADO ", „ SEGUNDA VIA", „ KAKSOISKAPPALE",
„ DUPLIKAT", „ DUPLIKÄT", „ MÄSOLAT".
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( 3 ) Die in Absatz 2 genannten Vermerke sind in das
Feld „ Bemerkungen " der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.l einzutragen .

( 4 ) Das Duplikat trägt das Datum des Originals und
gilt von diesem Tag an .

( 5 ) Das Feld Nr . 11 „ Sichtvermerk der Zollbehörde"
der Warenverkehrsbescheinigung EUR.l ist von dem
ermächtigten Ausführer gegebenenfalls zu vervollständi­
gen .

( 6 ) Der ermächtigte Ausführer hat gegebenenfalls in
Feld Nr . 13 „ Ersuchen um Nachprüfung " der Warenver­
kehrsbescheinigung EUR.l die Bezeichnung und Anschrift
der für die Prüfung dieser Bescheinigung zuständigen
Behörde zu vermerken .

( 7 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können für
den Fall des vereinfachten Verfahrens die Verwendung
von Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l vorschreiben,
die mit einem Unterscheidungszeichen versehen sind .

( 8 ) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung
nach Absatz 2 insbesondere fest :

a ) die Voraussetzungen, unter denen die Anträge auf
Ausstellung von Warenverkehrsbescheinigungen
EUR.l auszufüllen sind ;

b ) die Voraussetzungen , unter denen diese Anträge min­
destens zwei Jahre lang aufzubewahren sind;

c ) in den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe b ) die für die
nachträgliche Prüfung nach Artikel 28 dieses Proto­
kolls zuständige Behörde .

( 9 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können
bestimmte Warenarten von den in Absatz 2 vorgesehenen
Erleichterungen ausschließen .

( 10 ) Die Zollbehörden verweigern die in Absatz 2
vorgesehenen Bewilligungen einem Ausführer, der nicht
die Gewähr bietet , die sie für erforderlich halten . Die
zuständigen Behörden können die Bewilligung jederzeit
widerrufen . Sie haben sie zu widerrufen, wenn der
ermächtigte Ausführer die Voraussetzungen nicht mehr
erfüllt oder diese Gewähr nicht mehr bietet .

( 11 ) Der ermächtigte Ausführer kann verpflichtet wer­
den, die zuständigen Behörden nach einem von ihnen
festgelegten Verfahren von dem beabsichtigten Versand
der Waren zu unterrichten , um diesen Behörden die
Möglichkeit zu geben , vor Versendung der Waren eine
Kontrolle durchzuführen .

( 12 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats dürfen bei
den ermächtigten Ausführern Kontrollen durchführen, die
ihnen zweckdienlich erscheinen . Diese Ausführer müssen
solche Kontrollen dulden .

( 13 ) Die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft , der
Mitgliedstaaten und Polens über die Zollförmlichkeiten
und die Verwendung von Zollpapieren bleiben unbe­
rührt .

Artikel 16

Vereinfachtes Verfahren für die Ausstellung von
Bescheinigungen

( 1 ) Abweichend von den Artikeln 12 , 14 und 15 dieses
Protokolls kann ein vereinfachtes Verfahren für die Aus­
stellung von Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l nach
Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen angewandt
werden .

( 2 ) Die Zollbehörden des Ausfuhrstaats können einem
Ausführer ( nachstehend „ ermächtigter Ausführer " ge­
nannt), der häufig Waren ausführt , für die eine Waren­
verkehrsbescheinigung EUR.l ausgestellt werden kann,
und der jede von den zuständigen Behörden für erforder­
lich gehaltene Gewähr für die Kontrolle der Ursprungsei­
genschaft der Erzeugnisse bietet , zum Zweck der Ausstel­
lung einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.l unter den
Voraussetzungen des Artikels 12 dieses Protokolls bewil­
ligen , daß er bei der Zollstelle des Ausfuhrstaats zum
Zeitpunkt der Ausfuhr weder die Waren zu gesteilen
noch den Antrag auf Ausstellung einer Warenverkehrsbe­
scheinigung EUR.l vorzulegen braucht .

( 3 ) Die zuständigen Behörden legen in der Bewilligung
nach Absatz 2 fest, daß das Feld Nr . 11 „ Sichtvermerk
der Zollbehörde " der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.l

a ) entweder im voraus mit dem Abdruck des Stempels
der zuständigen Zollstelle des Ausfuhrstaats sowie mit
der Unterschrift eines Beamten dieser Zollstelle , die
auch eine Faksimileunterschrift sein darf, oder

b ) von dem ermächtigten Ausführer mit dem Abdruck
eines von den Zollbehörden des Ausfuhrstaats zuge­
lassenen Sonderstempels versehen wird , der dem
Muster in Anhang V dieses Protokolls entspricht .
Dieser Abdruck kann in die Formblätter eingedruckt
werden .

( 4 ) In den Fällen des Absatzes 3 Buchstabe a ) ist in das
Feld Nr . 7 „ Bemerkungen " der Warenverkehrsbescheini­
gung EUR.l einer der folgenden Vermerke einzutragen :

„ PROCEDIMIENTO SIMPLIFICADO ", „ FORENKLET
PROCEDURE", „ VEREINFACHTES VERFAHREN",
„ ΑΠΛΟΥΣΤΕΥΜΕΝΗ ΔΙΑΔΙΚΑΣΙΑ ", „ SIMPLIFIED
PROCEDURE", „ PROCEDURE SIMPLIFIÉE ", „ PRO­
CEDURA SEMPLIFICATA", „ VEREENVOUDIGDE
PROCEDURE", „ PROCEDIMENTO SIMPLIFICADO ",
„ YKSINKERTAISTETTU MENETTELY", „ FÖREN­
KLAD PROCEDUR", „ UPROSZCZONA PROCE­
DURA", „ EGYSZERUSÍTETT ELJÁRÁS ", „ZJEDNO­
DUSENÉ RÍZENÍ ", „ ZJEDNODUSENÉ KONANIE ".

Artikel 17

Ersetzung von Bescheinigungen

( 1 ) Eine oder mehrere Warenverkehrsbescheinigungen
EUR.l können jederzeit durch eine oder mehrere andere
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Bescheinigungen ersetzt werden , sofern dies bei der Zoll­
stelle oder anderen für die Überwachung der Waren
zuständigen Behörden erfolgt .

( 2 ) Bei Be- oder Verarbeitung von Ursprungserzeugnis­
sen der Gemeinschaft, Polens , Ungarns , der Tschechi­
schen Republik oder der Slowakischen Republik , die mit
einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.l in eine Frei­
zone eingeführt werden, müssen die zuständigen Behör­
den auf Antrag des Ausführers eine neue Warenverkehrs­
bescheinigung EUR.l ausstellen , falls die vorgenommene
Be - oder Verarbeitung mit diesem Protokoll im Einklang
steht .

( 3 ) Die Ersatzbescheinigung gilt als endgültige Waren­
verkehrsbescheinigung EUR.l für die Zwecke dieses Pro­
tokolls einschließlich dieses Artikels .

( 4 ) Die Ersatzbescheinigung wird auf schriftlichen
Antrag des Wiederausführers ausgestellt , nachdem die
zuständigen Behörden die in diesem Antrag enthaltenen
Angaben geprüft haben . Datum und Seriennummer der
ursprünglichen Warenverkehrsbescheinigung EUR.l sind
in Feld Nr . 7 einzutragen .

erzeugnisse der Gemeinschaft oder Polens erfüllen und
sofern den Zollbehörden nachgewiesen wird , daß

a ) ein Ausführer diese Erzeugnisse aus der Gemeinschaft
oder aus Polen in den Staat der Ausstellung gesandt
und dort ausgestellt hat;

b ) dieser Ausführer die Erzeugnisse einem Empfänger in
der Gemeinschaft oder in Polen verkauft oder über­
lassen hat;

c ) die Erzeugnisse während oder unmittelbar nach der
Ausstellung in die Gemeinschaft oder nach Polen in
dem Zustand versandt worden sind , in dem sie zur
Ausstellung gesandt worden waren;

d ) die Erzeugnisse ab dem Zeitpunkt, zu dem sie zur
Ausstellung gesandt wurden, nicht zu anderen Zwek­
ken als zur Vorführung auf dieser Ausstellung ver­
wendet worden sind .

( 2 ) Den Zollbehörden ist eine Warenverkehrsbeschei­
nigung EUR.l unter den üblichen Voraussetzungen vor­
zulegen . In der Bescheinigung sind Bezeichnung und
Anschrift der Ausstellung anzugeben . Falls erforderlich ,
kann ein zusätzlicher Nachweis über die Beschaffenheit
der Erzeugnisse und die Umstände verlangt werden , unter
denen sie ausgestellt worden sind .

( 3 ) Absatz 1 gilt für alle Ausstellungen, Messen und
ähnlichen öffentlichen Veranstaltungen kommerzieller ,
industrieller, landwirtschaftlicher oder handwerklicher
Art, bei denen die Erzeugnisse unter Zollüberwachung
bleiben ; ausgenommen sind Veranstaltungen zu privaten
Zwecken für den Verkauf ausländischer Erzeugnisse in
Läden oder Geschäftslokalen .

Artikel 18

Geltungsdauer der Warenverkehrsbescheinigungen
EUR.l

( 1 ) Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l muß in­
nerhalb einer Frist von vier Monaten nach der Ausstel­
lung durch die Zollbehörden des Ausfuhrstaats der Zoll­
stelle des Einfuhrstaats vorgelegt werden, bei der die
Erzeugnisse gestellt werden .

( 2 ) Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l , die den
Zollbehörden des Einfuhrstaats nach Ablauf der in
Absatz 1 genannten Vorlagefrist vorgelegt werden, kön­
nen zur Gewährung der Präferenzbehandlung angenom­
men werden , wenn die Frist aufgrund höherer Gewalt
oder außergewöhnlicher Umstände nicht eingehalten wer­
den konnte .

( 3 ) In allen anderen Fällen können die Zollbehörden
des Einfuhrstaats die Bescheinigungen annehmen, wenn
ihnen die betreffenden Erzeugnisse vor Ablauf der Vorla­
gefrist gestellt worden sind .

Artikel 20

Vorlage der Bescheinigungen

Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l sind den Zollbe­
hörden des Einfuhrstaats nach den dort geltenden Verfah­
rensvorschriften vorzulegen . Diese Behörden können eine
Übersetzung verlangen . Sie können außerdem verlangen,
daß die Einfuhrzollanmeldung durch eine Erklärung des
Einführers ergänzt wird , aus der hervorgeht, daß die
Erzeugnisse die Voraussetzungen für die Anwendung des
Abkommens erfüllen .

Artikel 21

Einfuhr in Teilsendungen

Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 dieses Protokolls
wird ein zerlegtes oder nicht montiertes Erzeugnis der
Kapitel 84 und 85 des Harmonisierten Systems auf
Antrag des Zollanmelders als ein einziges Erzeugnis
betrachtet , wenn es unter den von den zuständigen
Behörden festgelegten Voraussetzungen in Teilsendungen
eingeführt und bei der Einfuhr der ersten Teilsendung
eine Warenverkehrsbescheinigung für das vollständige
Erzeugnis vorgelegt wird .

Artikel 19

Ausstellungen

( 1 ) Werden Erzeugnisse aus der Gemeinschaft oder
Polen zu einer Ausstellung in einen anderen Staat als
Polen oder einen Mitgliedstaat der Gemeinschaft versandt
und nach der Ausstellung zur Einfuhr nach Polen oder in
die Gemeinschaft verkauft, so ist das Abkommen bei der
Einfuhr auf sie anzuwenden, sofern sie die Voraussetzun­
gen dieses Protokolls für die Anerkennung als Ursprungs­
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Artikel 22

Aufbewahrung von Bescheinigungen

Die Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l werden von
den Zollbehörden des Einfuhrstaats nach den dort gelten­
den Vorschriften aufbewahrt .

( 2 ) Als Einfuhren nichtkommerzieller Art gelten sol­
che , die gelegentlich erfolgen und ausschließlich aus
Waren bestehen , die zum persönlichen Ge- oder Ver­
brauch der Empfänger oder Reisenden oder zum Ge- oder
Verbrauch in deren Haushalt bestimmt sind ; dabei dürfen
diese Waren weder durch ihre Beschaffenheit noch durch
ihre Menge zu der Vermutung Anlaß geben , daß ihre
Einfuhr aus kommerziellen Gründen erfolgt .

Außerdem darf der Gesamtwert der Waren bei Kleinsen­
dungen 365 ECU und bei den im persönlichen Gepäck
von Reisenden enthaltenen Waren 1 025 ECU nicht über­
schreiten .

Artikel 23

Formblatt EUR.2

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 11 ist der Nachweis , daß
Sendungen , die ausschließlich Ursprungserzeugnisse ent­
halten , deren Wert 5 110 ECU je Sendung nicht über­
schreitet, die Ursprungseigenschaft im Sinne dieses Proto­
kolls besitzen , durch ein Formblatt EUR.2 zu erbringen ,
dessen Muster in Anhang IV wiedergegeben ist .

( 2 ) Das Formblatt EUR.2 ist vom Ausführer oder
unter Verantwortung des Ausführers von seinem bevoll­
mächtigten Vertreter gemäß diesem Protokoll auszufüllen
und zu unterzeichnen .

( 3 ) Für jede Sendung ist ein Formblatt EUR.2 auszu­
füllen .

( 4 ) Der Ausführer, der das Formblatt EUR.2 beantragt
hat, legt auf Verlangen der Zollbehörden des Ausfuhr­
staats alle zweckdienlichen Unterlagen über die Verwen­
dung dieses Formblatts vor .

( 5 ) Für Formblätter EUR.2 gelten die Artikel 18 , 20
und 22 sinngemäß .

Artikel 24

Abweichungen

Bei geringfügigen Abweichungen zwischen den Angaben
in der Warenverkehrsbescheinigung EUR.l , dem Form­
blatt EUR.2 und den Angaben in den Unterlagen , die den
Zollbehörden zur Erfüllung der Einfuhrförmlichkeiten für
die Erzeugnisse vorgelegt werden , ist die Bescheinigung
nicht ipso facto ungültig, sofern einwandfrei nachgewie­
sen wird, daß sie sich auf die gestellten Erzeugnisse
beziehen .

Artikel 26

In Ecu ausgedrückte Beträge

( 1 ) Beträge in der Währung des Ausfuhrstaats , die den
in Ecu ausgedrückten Beträgen entsprechen , werden
durch den Ausfuhrstaat festgelegt und den anderen Ver­
tragsparteien dieses Abkommens bzw . den Vertragspar­
teien der Abkommen zwischen der Gemeinschaft und
Ungarn , der Tschechischen Republik bzw . der Slowaki­
schen Republik mitgeteilt . Sind die Beträge höher als die
betreffenden durch den Einfuhrstaat festgelegten Beträge ,
so erkennt der Einfuhrstaat sie an , wenn die Waren in der
Währung des Ausfuhrstaats in Rechnung gestellt wer­
den .

Wird die Ware in der Währung eines anderen Mitglied­
staats der Gemeinschaft oder in der Währung Polens ,
Ungarns , der Tschechischen Republik oder der Slowaki­
schen Republik in Rechnung gestellt , so erkennt der
Einfuhrstaat den vom betreffenden Staat mitgeteilten
Betrag an .

( 2 ) Für die Umrechnung des Ecu in Landeswährungen
gilt bis zum 30 . April 1993 der zum 3 . Oktober 1990
gültige nationale Kurs des Ecu . Für jeden nachfolgenden
Zeitraum von zwei Jahren gilt der nationale Kurs des
Ecu , der am ersten Arbeitstag im Oktober des dem
Zweijahreszeitraum vorangegangenen Jahres gültig ist .

TITEL III

METHODEN DER ZUSAMMENARBEIT DER
VERWALTUNGEN

Artikel 25

Ausnahmen vom Ursprungsnachweis

( 1 ) Erzeugnisse , die in Kleinsendungen von Privatper­
sonen an Privatpersonen verschickt werden oder die sich
im persönlichen Gepäck von Reisenden befinden , werden
ohne Vorlage einer Warenverkehrsbescheinigung EUR.l
oder ohne Ausfüllung eines Formblatts EUR.2 als
Ursprungserzeugnisse angesehen , sofern es sich um Ein­
fuhren nichtkommerzieller Art handelt und erklärt wird ,
daß die Voraussetzungen für die Anwendung dieses
Abkommens erfüllt sind , wobei an der Richtigkeit dieser
Erklärung kein Zweifel bestehen darf .

Artikel 27

Übermittlung von Stempelabdrücken und Anschriften

Die Zollbehörden der Mitgliedstaaten und Polens über­
mitteln einander über die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften die Musterabdrücke der Stempel , die ihre
Zollstellen bei der Ausstellung der Warenverkehrsbeschei­
nigungen EUR.l verwenden . Gleichzeitig teilen sie einan­
der die Anschriften der Zollbehörden mit, die für die
Ausstellung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l
und für die Prüfung dieser Bescheinigungen und der
Formblätter EUR.2 zuständig sind .
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Ursprung der Waren entscheiden zu können, so lehnen
diese Behörden die Gewährung der im Abkommen festge­
legten Präferenzbehandlung ab , es sei denn, es liegen
höhere Gewalt oder außergewöhnliche Umstände vor .

( 7 ) Können die Zollbehörden des Einfuhrstaats und
des Ausfuhrstaats diese Beanstandungen nicht klären oder
treten durch solche Beanstandungen Fragen der Ausle­
gung dieses Protokolls auf, so werden diese Fälle dem
Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen vorgelegt .

( 8 ) In allen Fällen erfolgt die Beilegung von Streitigkei­
ten zwischen dem Einführer und den Zollbehörden des
Einfuhrstaates gemäß den Rechtsvorschriften des genann­
ten Staates .

( 9 ) Lassen das Prüfungsverfahren oder andere verfüg­
bare Angaben darauf schließen , daß die Bestimmungen
dieses Protokolls nicht eingehalten werden, so werden
innerhalb angemessener Frist von der Gemeinschaft oder
von Polen aus eigener Veranlassung oder auf Ersuchen
der anderen Vertragspartei angemessene Ermittlungen
angestellt oder veranlaßt, um solche Zuwiderhandlungen
festzustellen und zu verhindern ; zu diesem Zweck kann
die Gemeinschaft oder Polen die andere Vertragspartei
zur Beteiligung an diesen Ermittlungen auffordern .

( 10 ) Lassen das Prüfungsverfahren oder andere verfüg­
bare Angaben darauf schließen , daß die Bestimmungen
dieses Protokolls nicht eingehalten werden, so werden die
Erzeugnisse als Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses Pro­
tokolls erst dann anerkannt, wenn die gegebenenfalls
eingeleiteten Verfahren der Zusammenarbeit der Verwal­
tungen nach diesem Protokoll , insbesondere das Prü­
fungsverfahren, abgeschlossen worden sind .

Die Behandlung als Ursprungserzeugnisse im Sinne dieses
Protokolls kann ebenfalls erst nach Abschluß des Prü­
fungsverfahrens verweigert werden .

Artikel 28

Prüfung der Warenverkehrsbescheinigungen EUR.l und
der Formblätter EUR.2

( 1 ) Die nachträgliche Prüfung der Warenverkehrsbe­
scheinigungen EUR.l oder der Formblätter EUR.2 erfolgt
stichprobenweise ; sie wird immer dann vorgenommen,
wenn die Zollbehörden des Einfuhrstaats begründete
Zweifel an der Echtheit des Dokuments oder an der
Richtigkeit der Angaben über den tatsächlichen Ursprung
der betreffenden Erzeugnisse haben .

( 2 ) Für die nachträgliche Überprüfung der Warenver­
kehrsbescheinigungen EUR.l müssen die Zollbehörden
des Ausfuhrstaats die Durchschriften der Bescheinigungen
sowie gegebenenfalls die diesbezüglichen Ausfuhrpapiere
mindestens zwei Jahre lang aufbewahren .

( 3 ) Um die ordnungsgemäße Anwendung dieses Proto­
kolls zu gewährleisten , leisten Polen und die Mitgliedstaa­
ten der Gemeinschaft einander durch ihre Zollverwaltun­
gen Amtshilfe bei der Prüfung der Echtheit der Warenver­
kehrsbescheinigungen EUR.l einschließlich der Bescheini­
gungen nach Artikel 12 Absatz 5 und der Formblätter
EUR.2 sowie der Richtigkeit der Angaben über den
tatsächlichen Ursprung der betreffenden Waren .

( 4 ) In Fällen nach Absatz 1 senden die Zollbehörden
des Einfuhrstaats die Warenverkehrsbescheinigung EUR.l
oder das Formblatt EUR.2 oder eine Fotokopie dieser
Bescheinigung oder dieses Formblatts an die Zollbehör­
den des Ausfuhrstaats zurück, gegebenenfalls unter
Angabe der sachlichen oder formalen Gründe, die eine
Untersuchung rechtfertigen .

Der Warenverkehrsbescheinigung EUR.l oder dem Form­
blatt EUR.2 sind die zweckdienlichen Handelspapiere
oder eine Abschrift dieser Papiere beizufügen . Die Zollbe­
hörden teilen alle bekannten Umstände mit, die auf die
Unrichtigkeit der Angaben in der Warenverkehrsbeschei­
nigung oder im Formblatt schließen lassen .

( 5 ) Wenden die Zollbehörden des Einfuhrstaats bis
zum Eingang des Ergebnisses der Nachprüfung das
Abkommen nicht an , so können sie dem Einführer vorbe­
haltlich der für notwendig erachteten Sicherungsmaßnah­
men die Erzeugnisse freigeben .

( 6 ) Das Ergebnis der nachträglichen Prüfung ist den
Zollbehörden des Einfuhrstaats baldmöglichst mitzutei­
len . Anhand des Ergebnisses muß sich feststellen lassen ,
ob die beanstandeten Warenverkehrsbescheinigungen
EUR.l oder Formblätter EUR.2 für die Erzeugnisse gelten
und ob diese Erzeugnisse wirklich die Präferenzbehand­
lung erhalten können .

Ist bei begründeten Zweifeln nach Ablauf von zehn
Monaten nach dem Zeitpunkt des Ersuchens um Nach­
prüfung noch keine Antwort erfolgt oder enthält die
Antwort unzureichende Angaben, um über die Echtheit
des betreffenden Dokuments oder den tatsächlichen

Artikel 29

Sanktionen

Sanktionen werden gegen denjenigen angewendet, der ein
Schriftstück mit sachlich falschen Angaben anfertigt oder
anfertigen läßt , um die Präferenzbehandlung für ein
Erzeugnis zu erlangen .

Artikel 30

Freizonen

Die Mitgliedstaaten und Polen treffen alle erforderlichen
Maßnahmen, um zu verhindern , daß von einer Warenver­
kehrsbescheinigung EUR.l begleitete Erzeugnisse , die
während ihrer Beförderung zeitweilig in einer Freizone
auf ihrem Hoheitsgebiet verbleiben, dort ausgetauscht
oder anderen als den üblichen Behandlungen unterzogen
werden , die zu ihrer Erhaltung bestimmt sind .
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TITEL IV

CEUTA UND MELILLA

sie Be - oder Verarbeitungen unterzogen wor­
den sind , die über die Behandlungen im Sinne
des Artikels 5 Absatz 3 hinausgehen .

( 3 ) Ceuta und Melilla gelten als ein Gebiet .

( 4 ) Der Ausführer oder sein bevollmächtigter Vertreter
ist verpflichtet , in Feld Nr . 2 der Warenverkehrsbeschei­
nigungen EUR.l die Vermerke „ Polen " und „ Ceuta und
Melilla " einzutragen . Bei Ursprungserzeugnissen Ceutas
und Melillas ist ferner die Ursprungseigenschaft in Feld
Nr . 4 der Warenverkehrsbescheinigung EUR.l einzutra­
gen .

( 5 ) Die spanischen Zollbehörden gewährleisten die
Durchführung dieses Protokolls in Ceuta und Melilla .

Artikel 31

Durchführung des Protokolls

( 1 ) Der in diesem Protokoll verwendete Begriff „ Ge­
meinschaft " umfaßt nicht Ceuta und Melilla . Der Begriff
„ Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft " umfaßt nicht
die Erzeugnisse mit Ursprung in diesen Gebieten .

( 2 ) Dieses Protokoll gilt vorbehaltlich der in Artikel 32
festgelegten besonderen Voraussetzungen sinngemäß für
Erzeugnisse mit Ursprung in Ceuta und Melilla .

TITEL V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 32

Besondere Voraussetzungen

( 1 ) Anstelle von Artikel 1 gelten die nachstehenden
Bestimmungen; die Hinweise auf den genannten Artikel
gelten sinngemäß für diesen Artikel .

( 2 ) Vorausgesetzt , daß sie gemäß Artikel 9 unmittelbar
befördert worden sind , gelten

1 . als Ursprungserzeugnisse Ceutas und Melillas :

a ) Erzeugnisse , die vollständig in Ceuta und Melilla
gewonnen oder hergestellt worden sind ;

b ) Erzeugnisse , die in Ceuta und Melilla unter Ver­
wendung von Vormaterialien hergestellt worden
sind , die dort nicht vollständig gewonnen oder
hergestellt worden sind , vorausgesetzt
i ) daß diese Vormaterialien im Sinne des Arti­

kels 5 ausreichend be- oder verarbeitet wor­
den sind oder

ii ) daß diese Vormaterialien Ursprungserzeug­
nisse Polens oder der Gemeinschaft im Sinne
dieses Protokolls sind , sofern sie Be - oder
Verarbeitungen unterzogen worden sind , die
über die Behandlungen im Sinne des Artikels 5
Absatz 3 hinausgehen;

2 . als Ursprungserzeugnisse Polens :

a ) Erzeugnisse , die vollständig in Polen gewonnen
oder hergestellt worden sind ,

b ) Erzeugnisse , die in Polen unter Verwendung von
Vormaterialien hergestellt worden sind , die dort
nicht vollständig gewonnen oder hergestellt wor­
den sind , vorausgesetzt ,
i ) daß diese Vormaterialien im Sinne des Arti­

kels 5 ausreichend be- oder verarbeitet wor­
den sind oder

ii ) daß diese Vormaterialien Ursprungserzeug­
nisse Ceutas und Melillas oder der Gemein­
schaft im Sinne dieses Protokolls sind , sofern

Artikel 33

Änderungen des Protokolls

Der Assoziationsrat prüft alle zwei Jahre oder auf Ersu­
chen Polens oder der Gemeinschaft die Anwendung dieses
Protokolls , um erforderliche Änderungen und Anpassun­
gen vorzunehmen .

Bei jeder Prüfung ist insbesondere die Beteiligung der
Vertragsparteien in Freihandelszonen oder Zollunionen
mit Drittländern zu berücksichtigen .

Artikel 34

Ausschuß für Zusammenarbeit im Zollwesen

( 1 ) Es wird ein „ Ausschuß für Zusammenarbeit im
Zollwesen " eingesetzt , der beauftragt ist , im Hinblick auf
die ordnungsgemäße und einheitliche Anwendung dieses
Protokolls die Zusammenarbeit der Verwaltungen sicher­
zustellen und alle sonstigen Aufgaben auf dem Gebiet des
Zollwesens durchzuführen , die ihm übertragen werden
könnten .

( 2 ) Der Ausschuß besteht einerseits aus Sachverständi­
gen der Mitgliedstaaten und aus für Zollfragen verant­
wortlichen Beamten der Dienststellen der Kommission
der Europäischen Gemeinschaften und andererseits aus
von Polen benannten Sachverständigen .

Artikel 35

Mineralölerzeugnisse

Die in Anhang VI aufgeführten Erzeugnisse sind vorüber­
gehend von diesem Protokoll ausgeschlossen . Die Bestim­
mungen für die Zusammenarbeit der Verwaltungen gelten
dennoch sinngemäß für diese Erzeugnisse .
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der Tschechischen Republik und der Slowakischen Repu­
blik , um die Durchführung dieses Protokolls zu ermögli­
chen . Die Vertragsparteien teilen einander die zu diesem
Zweck getroffenen Maßnahmen mit .

Artikel 36

Anhänge

Die Anhänge sind Bestandteil dieses Protokolls .

Artikel 37

Durchführung des Protokolls

Die Gemeinschaft und Polen treffen jeweils für ihren
Bereich die zur Durchführung dieses Protokolls erforderli­
chen Maßnahmen .

Artikel 38

Vereinbarungen mit Ungarn, der Tschechischen Republik
und der Slowakischen Republik

Die Vertragsparteien treffen die erforderlichen Maßnah­
men für den Abschluß von Vereinbarungen mit Ungarn ,

Artikel 39

Waren im Durchgangsverkehr oder im Zollager

Auf Waren, die sich am Tag des Inkrafttretens des
Abkommens auf dem Transport befinden oder in der
Gemeinschaft oder in Polen unter die Regelung für die
vorübergehende Verwahrung, die Zollager- und Freizo­
nenregelung fallen , kann das Abkommen angewandt wer­
den, wenn den Zollbehörden des Einfuhrstaats innerhalb
von vier Monaten nach diesem Zeitpunkt eine nachträg­
lich von den zuständigen Behörden des Ausfuhrstaats
ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung EUR.l sowie
Unterlagen zum Nachweis der direkten Beförderung vor­
gelegt werden .
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ANHANG I

Bemerkungen

Vorbemerkung

Diese Bemerkungen gelten in den entsprechenden Fällen auch für alle Erzeugnisse, die unter Verwendung
von Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft hergestellt werden , und zwar auch dann , wenn diese
Erzeugnisse nicht Gegenstand besonderer Voraussetzungen gemäß der Liste des Anhangs II sind , sondern
allein der Regel des Wechsels der Position gemäß Artikel 5 Absatz 1 unterliegen .

Bemerkung 1

1.1 . Die ersten beiden Spalten in dieser Liste beschreiben die hergestellte Ware . In der ersten Spalte steht
die Position oder das Kapitel nach dem Harmonisierten System , in der zweiten Spalte die Warenbe­
zeichnung, die im Harmonisierten System für diese Position oder dieses Kapitel verwendet wird . Für
jede Eintragung in den ersten beiden Spalten ist in der Spalte 3 eine Regel vorgesehen . Steht vor der
Eintragung in der ersten Spalte ein „ ex ", so bedeutet dies , daß die Regel in der Spalte 3 nur für jenen
Teil der Position oder des Kapitels gilt , der in der Spalte 2 genannt ist .

1.2 . In der Spalte 1 sind in bestimmten Fällen mehrere Positionen zusammengefaßt oder Kapitel angeführt ;
dementsprechend ist die zugehörige Warenbezeichnung in der Spalte 2 in allgemeiner Form enthalten .
Die entsprechende Regel in der Spalte 3 bezieht sich dann auf alle Waren, die gemäß dem
Harmonisierten System in die Positionen des Kapitels oder in jede der Positionen einzureihen sind , die
in der Spalte 1 zusammengefaßt sind .

1.3 . Wenn in dieser Liste verschiedene Regeln angeführt sind , die auf verschiedene Waren einer Position
anzuwenden sind , enthält jede Eintragung die Bezeichnung jenes Teils der Position , auf die sich die
entsprechende Regel in der Spalte 3 bezieht .

Bemerkung 2

2.1 . Der Begriff „ Herstellen " umfaßt jede Be- oder Verarbeitung einschließlich Zusammenbau oder
besondere Vorgänge . Siehe jedoch die folgende Bemerkung 3.5 .

2.2 . Der Begriff „Vormaterial " umfaßt jegliche Zutaten , Rohstoffe , Komponenten oder Teile usw., die
beim Herstellen der Ware verwendet werden .

2.3 . Unter dem Begriff „ Erzeugnis " ist das gewonnene oder hergestellte Erzeugnis zu verstehen, auch wenn
es zur späteren Verwendung in einem anderen Herstellungsvorgang bestimmt ist .

2.4 . Der Begriff „Waren " umfaßt sowohl den Begriff Vormaterial als auch den Begriff Erzeugnisse .

Bemerkung 3

3.1 . Bei allen Positionen oder Teilen einer Position , die nicht in dieser Liste angeführt sind , gilt die Regel
des Wechsels der Position gemäß Artikel 5 Absatz 1 . Wenn bei einer Eintragung in der Liste das
Erfordernis des Wechsels der Position gilt , dann ist dies bei der Regel in der Spalte 3 angegeben .

3.2 . Die gemäß einer Regel in der Spalte 3 erforderlichen Be- oder Verarbeitungen müssen nur an den
verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft vorgenommen werden . Ebenso beziehen sich
die in einer Regel in Spalte 3 enthaltenen Beschränkungen nur auf verwendete Vormaterialien ohne
Ursprungseigenschaft .

3.3 . Wenn eine Regel besagt , daß „ Vormaterialien jeder Position " verwendet werden können , können
Vormaterialien derselben Position wie die hergestellte Ware ebenfalls verwendet werden , wenn die
besonderen Beschränkungen beachtet werden , die die Regel enthält . Jedoch bedeutet der Ausdruck
„ Herstellen aus Vormaterialien jeder Position, einschließlich anderer Vormaterialien der Position . . .",
daß nur Vormaterialien derselben Position wie die hergestellte Ware mit einer anderen Warenbeschrei­
bung als der , die sich aus Spalte 2 ergibt , verwendet werden können .

3.4 . Wird eine Ware , die aus eingeführten Vormaterialien hergestellt wurde und dabei durch die Regel des
Wechsels der Position oder durch ihre eigene Regel in dieser Liste die Ursprungseigenschaft erworben
hat , zur Herstellung einer anderen Ware verwendet, so wird auf sie eine für die andere Ware
vorgesehene Regel nicht angewendet .

Beispiel:

Ein Motor der Position 8407, für den die Regel in dieser Liste vorsieht , daß der Wert der
verwendbaren Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft 40 v . H. des Ab-Werk-Preises nicht überstei­
gen darf, wird aus „ vorgeschmiedetem, legiertem Stahl " der Position 7224 hergestellt .
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Wenn dieser vorgeschmiedete Stahl in dem betreffenden Land aus einem Ingot ohne Ursprungseigen­
schaft geschmiedet wurde, hat er bereits die Ursprungseigenschaft durch die Regel der Position
ex 7224 dieser Liste erworben . Bei der Berechnung der Wertanteile für den Motor kann der
geschmiedete Stahl daher als Ursprungserzeugnis angerechnet werden , ohne Rücksicht darauf, ob er im
selben Unternehmen oder einem anderen hergestellt wurde . Der Wert des Ingots ohne Ursprungseigen­
schaft wird daher nicht zu den bei der Herstellung des Motors verwendeten Vormaterialien
gerechnet .

3.5 . Selbst wenn die Regel des Wechsels der Position oder die in dieser Liste enthaltene Regel erfüllt ist , hat
die hergestellte Ware nicht die Ursprungseigenschaft , wenn der vorgenommene Herstellungsvorgang
insgesamt nicht ausreichend im Sinne von Artikel 5 Absatz 3 ist .

3.6 . Maßgebende Einheit für die Anwendung der Ursprungsregeln ist jede Ware , die als Grundlage für die
Einreihung in die Position des Harmonisierten Systems dient . Bei Warenzusammenstellungen , die
gemäß der Allgemeinen Vorschrift 3 zur Auslegung des Harmonisierten Systems einzureihen sind , ist
maßgebende Einheit jede einzelne Ware der Warenzusammenstellung; diese Bestimmung gilt auch für
Warenzusammenstellungen der Positionen 6308 , 8206 und 9605 .

Daraus ergibt sich , daß

— jede Gruppe oder Zusammenstellung von Waren, die nach dem Harmonisierten System in eine
einzige Position eingereiht wird , als Ganzes die maßgebende Einheit darstellt ;

— bei einer Sendung mit gleichen Waren , die in dieselbe Position des Harmonisierten Systems
eingereiht werden , jede Ware bei der Anwendung der Ursprungsregeln für sich berechnet werden
muß ;

— Umschließungen, wenn sie gemäß der Allgemeinen Vorschrift 5 zur Auslegung des Harmonisierten
Systems wie die darin enthaltenen Waren eingereiht werden , zur Feststellung des Ursprungs wie die
Waren behandelt werden .

Bemerkung 4

4.1 . Die Regel in dieser Liste legt das Mindestausmaß der erforderlichen Be- oder Verarbeitungen fest , ein
darüber hinausgehender Herstellungsvorgang verleiht gleichfalls die Ursprungseigenschaft ; umgekehrt
verleiht ein weniger weit gehender Herstellungsvorgang nicht die Ursprungseigenschaft . Wenn daher
eine Regel vorsieht , daß Vormaterial ohne Ursprungseigenschaft einer bestimmten Verarbeitungsstufe
verwendet werden kann, ist auch die Verwendung von Vormaterial dieser Art in einer vorhergehenden
Verarbeitungsstufe zulässig, nicht aber die Verwendung von solchem Vormaterial in einer höheren
Verarbeitungsstufe .

4.2 . Wenn diese Regel in dieser Liste vorsieht , daß eine Ware aus mehr als einem Vormaterial hergestellt
werden kann , bedeutet dies , daß eines oder mehrere dieser Vormaterialien verwendet werden können;
es müssen aber nicht alle verwendet werden .

Beispiel:

Die Regel für Gewebe sieht vor , daß natürliche Fasern verwendet werden können , daß aber chemische
Materialien — neben anderen — ebenfalls verwendet werden müssen ; man kann sowohl die einen wie
auch die anderen oder beide verwenden .

Bezieht sich hingegen eine Beschränkung auf ein Vormaterial und eine andere Beschränkung in
derselben Regel auf ein anderes Vormaterial , dann ist nur die auf das tatsächlich verwendete
Vormaterial bezügliche Beschränkung anzuwenden .

Beispiel:

Die Regel für Nähmaschinen sieht vor, daß der verwendete Mechanismus für die Oberfadenzuführung
ein Ursprungserzeugnis sein muß und daß die verwendeten Steuerorgane für den Zick-Zack-Stich
gleichfalls Ursprungseigenschaft haben müssen ; beide Beschränkungen finden nur dann Anwendung,
wenn die betreffenden Mechanismen auch tatsächlich in die Nähmaschine eingebaut werden .

4.3 . Wenn eine Regel in dieser Liste vorsieht, daß eine Ware aus einem bestimmten Vormaterial hergestellt
werden muß, so schließt diese Bedingung die Verwendung anderer Vormaterialien nicht aus, die ihrer
Natur nach nicht unter diese Regel fallen können .

Beispiel:

Die Regel für die Position 1904 schließt die Verwendung von Getreide und seinen Folgeprodukten
ausdrücklich aus , verhindert aber nicht die Verwendung von Salzen , Chemikalien und anderen
Zusätzen , die nicht aus Getreide hergestellt werden .

Beispiel:

Bei einer Ware aus Vliesstoffen ist die Verwendung nur von Garnen ohne Ursprungseigenschaft
zulässig ; obwohl Vliesstoffe normalerweise nicht aus Garnen hergestellt werden können, darf man
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jedoch nicht von Vliesstoffen ausgehen . In solchen Fällen müßte das zulässige Vormaterial normaler­
weise eine Stufe vor dem Vliesstoff liegen , d . h . auf der Stufe der Fasern .
Bezüglich Textilien siehe auch die Bemerkung 7.3 .

4.4 . Sind in einer Regel in dieser Liste als Höchstwert für die zulässigen Vormaterialien ohne Ursprungsei­
genschaft zwei oder mehr Vomhundertsätze vorgesehen , so dürfen diese nicht zusammengezählt
werden . Der Gesamtwert aller Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft darf den höchsten der
vorgesehenen Vomhundertsätze niemals überschreiten . Darüber hinaus dürfen die einzelnen Vomhun­
dertsätze bezüglich der jeweiligen Vormaterialien, für die sie vorgesehen sind , nicht überschritten
werden .

Bemerkung 5

5.1 . Der in dieser Liste verwendete Begriff „ natürliche Fasern " bezieht sich auf alle Fasern , die nicht
künstlich oder synthetisch sind ; er ist auf die Verarbeitungsstufen vor dem Spinnen beschränkt und
schließt auch Abfälle ein . Soweit nichts Gegenteiliges bestimmt ist , umfaßt er daher auch Fasern , die
kardiert , gekrempelt , gekämmt oder in anderer Weise bearbeitet , aber noch nicht gesponnen sind .

5.2 . Der Begriff „ natürliche Fasern " umfaßt Roßhaar der Position 0503 , Seide der Positionen 5002 und
5003 , Wolle , feine und grobe Tierhaare der Positionen 5101 bis 5105 , Baumwolle der Positionen 5201
bis 5203 und andere pflanzliche Spinnstoffe der Positionen 5301 bis 5305 .

5.3 . Die Begriffe „ Spinnmasse ", „chemische Materialien " und „ Materialien für die Papierherstellung"
stehen in dieser Liste als Beispiel für alle nicht in die Kapitel 50 bis 63 einzureihenden Vormaterialien ,
die für die Herstellung künstlicher oder synthetischer Fasern oder Garne oder solcher aus Papier
verwendet werden können .

5.4 . Der in dieser Liste verwendete Begriff „ synthetische oder künstliche Spinnfasern " bezieht sich auf
synthetische oder künstliche Spinnfasern oder auf Abfälle der Positionen 5501 bis 5507 .

Bemerkung 6

6.1 . Bei Waren, die in dieser Liste mit einem Hinweis auf diese Bemerkung versehen sind , werden die in der
Spalte 3 der Liste vorgesehenen Bedingungen auf alle bei ihrer Herstellung verwendeten textilen
Grundmaterialien nicht angewendet, die zusammengenommen 10 v . H. oder weniger des Gesamtwer­
tes aller verwendeten textilen Grundmaterialien ausmachen ( siehe jedoch auch die folgenden Bemer­
kungen 6.3 und 6.4 ).

6.2 . Diese Toleranz kann jedoch nur auf Mischwaren angewendet werden , die aus zwei oder mehr textilen
Grundmaterialien hergestellt sind .

Textile Grundmaterialien sind :

— Seide,

— Wolle ,

— grobe Tierhaare,
— feine Tierhaare ,

— Roßhaar ,

— Baumwolle ,

— Materialien für die Papierherstellung und Papier ,
— Flachs,

— Hanf,

— Jute und andere textile Bastfasern,
— Sisal und andere textile Agavefasern,
— Kokos, Abaca , Ramie und andere pflanzliche Spinnstoffe ,
— synthetische Filamente,
— künstliche Filamente ,

— synthetische Spinnfasern,
— künstliche Spinnfasern .

Beispiel:
Ein Garn der Position 5205 , das aus Baumwollfasern der Position 5203 und aus synthetischen
Spinnfasern der Position 5506 hergestellt ist , ist ein Mischgarn . Daher können synthetische Spinnfa­
sern ohne Ursprungseigenschaft, die die Ursprungsregeln nicht erfüllen ( die das Herstellen aus
chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse verlangen ), bis zum Wert von 10 v . H. des Wertes des
Garns verwendet werden .
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Beispiel:
Ein Kammgarngewebe aus Wolle der Position 5112 , das aus Kammgarn aus Wolle der Position 5107
und aus Garn aus synthetischen Spinnfasern der Position 5509 hergestellt ist, ist ein Mischgewebe .
Daher kann synthetisches Garn , das die Ursprungsregeln nicht erfüllt ( die das Herstellen aus
chemischen Vormaterialien oder Spinnmasse verlangen ), oder Kammgarn aus Wolle , das den
Ursprungsregeln nicht entspricht ( die das Herstellen aus Naturfasern , weder gekrempelt noch
gekämmt, oder anderweit für das Spinnen vorbereitet , verlangen ), oder eine Mischung aus diesen
beiden Garnarten bis zum Wert von 10 v. H. des Wertes des Gewebes verwendet werden .

Beispiel:
Ein getuftetes Spinnstofferzeugnis der Position 5802 , das aus Baumwollgarn der Position 5205 und aus
Baumwollgarn der Position 5210 hergestellt ist, ist nur dann eine Mischware, wenn das Baumwollge­
webe selbst ein Mischgewebe aus Garnen ist , die in zwei verschiedenen Positionen eingereiht werden ,
oder wenn die verwendeten Baumwollgarne selbst eine Mischware sind .

Beispiel:
Wenn das betreffende getuftete Spinnstofferzeugnis aus Baumwollgarn der Position 5205 und aus
synthetischem Gewebe der Position 5407 hergestellt worden ist , sind die verwendeten Garne zwei
verschiedene textile Grundmaterialien und ist das getuftete Spinnstofferzeugnis folglich eine
Mischware .

Beispiel:
Ein getufteter Teppich , der aus künstlichen Garnen und aus Baumwollgarnen und einem Grundgewebe
aus Jute hergestellte ist , ist eine Mischware, weil drei textile Grundmaterialien verwendet worden sind .
Daher können alle anderen Vormaterialien ohne Ursprungseigenschaft einer weiteren Verarbeitungs­
stufe, als die Regel erlaubt , verwendet werden , wenn ihr Gesamtgewicht 10 v . H. des Gewichts der
textilen Vormaterialien in dem Teppich nicht überschreitet . Das Grundgewebe aus Jute und/oder die
künstlichen Garne können in dieser Verarbeitungsstufe eingeführt werden , vorausgesetzt , die Wert­
grenze ist eingehalten .

6.3 . Diese Toleranz erhöht sich auf 20 v . H. oder weniger des Gesamtgewichts für „ Gewebe aus
Polyurethangarnen mit Zwischenstücken aus elastischen Polyethersegmenten , auch umsponnen ".

6.4 . Diese Toleranz erhöht sich auf 30 v . H. oder weniger des Gesamtgewichts für Gewebe aus Streifen mit
einer Breite von nicht mehr als 5 mm , bestehend aus einer Seele aus einem dünnen Aluminiumstreifen
oder aus einem mit Aluminiumpuder bedeckten oder nicht bedeckten Kunststoffstreifen , der mit
durchsichtigem oder gefärbtem Leim zwischen zwei Streifen aus Kunststoff geklebt ist .

Bemerkung 7

7.1 . Textile Vormaterialien , ausgenommen Futter und Einlagestoffe , die nicht die Regel erfüllen , die in der
Spalte 3 dieser Liste für die betreffenden Konfektionswaren vorgesehen ist , können dennoch verwendet
werden, vorausgesetzt, daß sie in eine andere Position als die hergestellte Ware einzureihen sind und
ihr Wert 8 v . H. des Ab-Werk-Preises der hergestellten Ware nicht überschreitet ; dies gilt jedoch nur
für jene Spinnstofferzeugnisse, die in dieser Liste mit einer auf diese Anmerkung bezüglichen Fußnote
bezeichnet sind .

7.2 . Nichttextile Garnituren und nichttextiles Zubehör oder andere Vormaterialien , die Textilien enthalten
und deshalb nicht unter die Voraussetzungen der Bemerkung 4.3 fallen , müssen die in der Spalte 3
angeführten Bedingungen nicht erfüllen .

7.3 . In Übereinstimmung mit der Bemerkung 4.3 können nichttextile Garnituren und nichttextiles Zubehör
ohne Ursprungseigenschaft oder alle anderen Waren, die keine Textilien enthalten, unbeschränkt
verwendet werden , weil sie nicht aus den in der Spalte 3 genannten Vormaterialien hergestellt werden
können .

Beispiel:
Wenn eine Regel in der Liste vorsieht , daß für ein bestimmtes Textilerzeugnis , wie etwa eine Bluse,
Garn verwendet werden muß , schließt dies nicht die Verwendung von Metallgegenständen , wie etwa
Knöpfen , aus, weil diese nicht aus textilen Vormaterialien hergestellt werden können .

7.4 . Ihr Wert muß aber bei der Berechnung des Wertes der verwendeten Vormaterialien ohne Ursprungsei­
genschaft berücksichtigt werden, wenn eine Prozentregel gilt .
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